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Liebe Leserin, lieber Leser,

heute präsentieren wir Ihnen die dritte Aus-
gabe des Deutschen AnwaltSpiegels. Wir
freuen uns über die weiterhin sehr positiven
Rückmeldungen und über kontinuierlich
steigende Abonnentenzahlen. Sie stimmen
uns zuversichtlich, bisher die richtigen the-
matischen Schwerpunkte gesetzt zu haben.

Dieses Mal eröffnen wir mit einem Bei-
trag von Patric Naumann zur Haftung von
Aufsichtsräten für Zahlungen nach Eintritt
der Insolvenzreife. Anschließend gibt Dr.
Daniela Rothe einen Überblick zu den Aus-
wirkungen der Erbschaftsteuerreform auf
die Unternehmensnachfolge, bevor Dr. Cle-
mens Just, LL.M., Sie mit den Neuerungen
des REIT-Gesetzes an die Schnittstelle zwi-
schen Kapitalmarkt- und Steuerrecht führt.

In der Rubrik Arbeitsrecht berichtet
Marc André Gimmy über einen Vorstoß
der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO), die angesichts der weltweiten Wirt-
schaftskrise einen „globalen Beschäfti-

gungspakt“ fordert. Ebenfalls in direkter
Verbindung zur Krise steht der Beitrag von
Mario Leißner und Dr. Sven Wortberg. Sie
problematisieren die Vertragsgestaltung
beim Notverkauf von Immobilien und zei-
gen auf, wie wichtig das Zusammenspiel
von Rechtsberatung, Grundpfandrechts-
gläubigern und Banken ist.

Karl Hamacher weist in seinem Aufsatz
darauf hin, dass die Verschärfung des UWG
nahezu alle Unternehmen vor Probleme
stellen wird. Die jetzt strenger gefassten Re-
gelungen im Hinblick auf Telefonwerbung
werden nicht nur das Direktmarketing er-
schweren, sondern auch die bisherige Pra-
xis der Marktforschung beeinträchtigen.

Hinweisen möchte ich Sie auch noch
auf unsere in Ausgabe 2/2009 eingeführten
Rubriken „Inhouse-Spiegel“ und „Zum
Sachverhalt“. Klaus Vorpeil, Justiziar der
Landesbank Rheinland-Pfalz, setzt sich mit
der Unternehmens- und Betriebssprache in
international tätigen Unternehmen ausei-
nander. Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. Franz Jürgen

Säcker schließlich beschäftigt sich mit Fra-
gen der Unternehmensethik und der Corpo-
rate Governance in Anwaltssozietäten.

Abgerundet wird auch diese Ausgabe
des AnwaltSpiegels durch unsere Serviceru-
briken. Hier finden Sie wieder unterneh-
mensrelevante Entscheidungen sowie wich-
tige Deals und Personalmeldungen.

Ich wünsche Ihnen eine so kurzweilige
wie nutzbringende Lektüre.

Mit besten Grüßen

Ihr

Thomas Wegerich

P.S.: Wir freuen uns, mit der Heussen
Rechtsanwaltsgesellschaft einen weiteren
strategischen Partner begrüßen zu dürfen.

Prof. Dr. 
Thomas Wegerich
Herausgeber
Deutscher AnwaltSpiegel
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Dealspiegel 

Ashurst berät Mercedes-Benz Bank AG
bei Gründung einer Niederlassung in UK
Die internationale Anwaltssozietät Ashurst LLP hat
die Mercedes-Benz Bank AG, eine 100%ige Toch-
ter der Daimler Financial Services AG, bei der er-
folgreichen Gründung einer neuen Niederlassung
der Bank im Vereinigten Königreich und beim Auf-
bau der entsprechenden Strukturen und Prozesse
hin zur Schwestergesellschaft Mercedes-Benz Fi-
nancial Services UK Limited („MBFS“) beraten.

MBFS bietet Kunden im Vereinigten Königreich
Fahrzeugfinanzierungen und Leasinglösungen für
Marken an, die von der Daimler AG hergestellt und
verkauft werden. Darüber hinaus bietet MBFS auch
Finanzierungen für das Netzwerk von Franchise-
händlern im Vereinigten Königreich.

In der jetzigen Struktur hat die neue Niederlas-
sung der Mercedes-Benz Bank AG bereits die Aufga-
ben eines Finanzierers für bestimmte unabhängige
Franchisehändler im Vereinigten Königreich über-
nommen, die zuvor von der MBFS ausgeführt wur-
den, und plant zu einem späteren Zeitpunkt auch die
Übernahme von Fahrzeugfinanzierungen und Lea-
singlösungen für Firmen- und Privatkunden. 

Das Ashurst-Team wurde im Frankfurter Büro
von Corporate-Partner Dr. Nikolaus von Jacobs
und im Londoner Büro von Corporate-Partner
Nick Cheshire geleitet. Dem Frankfurter Team ge-
hörten darüber hinaus Partnerin Dr. Claudia Jun-
ker (Corporate) und Partner Dr. Tobias Krug (In-
ternational Finance and Regulatory) sowie die As-
sociates Dr. Tanja Richter (International Finance
and Regulatory), Roswitha Altenbuchner (Interna-
tional Finance and Regulatory), Sören Kampmann
(Corporate) und David Sänger (Corporate) an.

„Wir sind hocherfreut darüber, dass wir die
Daimler AG bei diesem wichtigen strategischen
Schritt für die weitere Entwicklung des bereits sehr
erfolgreichen Finanzierungsgeschäfts im Vereinig-

Die Kontrollpflicht des Aufsichtsrats der Ak-
tiengesellschaft wurde durch die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs (BGH) seit
Jahren verschärft, wie etwa zuletzt durch das
Urteil des BGH zu den „Upstream-Darle-
hen“ vom 01.12.2008 (BGH, Az. II ZR
102/07). Auch mit dem vorliegenden Urteil
des BGH vom 16.03.2009 (BGH, Az. II ZR
280/07), dessen Kernaussagen hier näher
dargestellt werden sollen, wird diese Linie
fortgesetzt.

Vernachlässigung der Kontrollpflichten?
In dem hier entschiedenen Fall macht der
Insolvenzverwalter einer Aktiengesellschaft
Schadenersatzansprüche gegen den Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats geltend. Es geht
dabei um Zahlungen, die nach Insolvenzrei-
fe, also nach Eintritt der Zahlungsunfähig-

keit und/oder Überschuldung, geleistet
worden sind. Unerheblich für die Haftungs-
frage war hier, dass diese Zahlungen an den
beklagten Aufsichtsratsvorsitzenden selbst
zumindest teilweise für ein früher gewährtes
Darlehen zurückgeflossen sind. Der weitere
durch den Insolvenzverwalter geltend ge-
machte Haftungsanspruch betraf Zahlun-
gen, die mittelbar oder unmittelbar an den
Hauptaktionär geflossen sind. Dies macht

aber wiederum deutlich, dass gerade der
Gesellschaft nahestehende Personen in die
Versuchung geraten, zum Nachteil anderer
Gläubiger für sich noch zu retten, was zu
retten ist – unter Vernachlässigung ihrer
Kontrollpflichten.

Insolvenzreife bedeutet Zahlungsverbot
Der BGH hat für die Aktiengesellschaft klar-
gestellt, dass das Zahlungsverbot aus § 92
Abs. 2 Satz 1 AktG – ebenso wie bei der
GmbH nach § 64 Satz 1 GmbHG – bereits
ab dem Eintritt der Insolvenzreife gilt (vgl.
jeweils für die GmbH: BGH, Urteil vom 29.
11.1999, Az. II ZR 273/98; BGH, Urteil
vom 24.05.2005, Az. IX ZR 123/04). Die in
§ 15a Abs. 1 Satz 1 InsO ab dem Eintritt der
Insolvenzreife gewährte dreiwöchige Frist
für die Insolvenzantragstellung, in der noch-
mals Sanierungsbemühungen entfaltet wer-
den können, darf nicht hinzugerechnet wer-
den. Scheitern die Sanierungsbemühungen,
so droht dem Vorstand, aber auch dem Auf-

sichtsrat, die Haftung für Zahlungen, die in
der Zeit nach dem Eintritt der Insolvenzrei-
fe vorgenommen wurden. Das Zahlungsver-
bot dient dem Schutz der Gläubiger, die im
Falle des Insolvenzverfahrens gleichmäßig
aus dem Gesellschaftsvermögen befriedigt
werden sollen. Dem würde es zuwiderlau-
fen, wenn etwa im Extremfall das Gesell-
schaftsvermögen für die Sanierungsbemü-
hungen in der dreiwöchigen Frist vollstän-
dig aufgezehrt werden würde. Daher gilt die
Pflicht, das vorhandene Vermögen ab Ein-
tritt der Insolvenzreife in jedem Fall zu si-
chern. 

Entscheidend für den Prozess: Wer
trägt die Darlegungs- und Beweislast für das
Vorliegen der Insolvenzreife? Grundsätz-
lich muss der Insolvenzverwalter eine Über-
schuldungsbilanz für den fraglichen Zeit-
punkt vorlegen. Legt er aber eine Handels-
bilanz vor, die einen nicht durch Eigenkapi-

Haftung des Aufsichtsrats nach der Insolvenzreife
BGH setzt strenge Linie fort

Anders als Rettungsschwimmer hat der Aufsichtsrat auch bei schlechtem Wetter Kontroll- und Aufsichtspflichten.
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Fortsetzung: nächste Seite �

„Grundsätzlich haftet der Vor-
stand, wenn gegen das 

Zahlungsverbot verstoßen wird.“



tal gedeckten Fehlbetrag ausweist, und hat
er die Ansätze dieser Bilanz daraufhin über-
prüft und erläutert, ob und in welchem Um-
fang stille Reserven oder sonstige daraus
nicht ersichtliche Veräußerungswerte vor-
handen sind, so kommt dem eine indizielle
Bedeutung zu (vgl. BGH, Urteil vom
07.03.2005, Az. II ZR 138/08). Die Gegen-
seite trifft dann wiederum die Darlegungs-
last dafür, dass die für eine Überschuldungs-
bilanz maßgeblichen Werte nicht in Ansatz
gebracht wurden. 

Haftung des Aufsichtsrats
Wie aber kommt es nun zur Haftung des
Aufsichtsrats? Denn grundsätzlich haftet
der Vorstand, wenn gegen das Zahlungsver-
bot verstoßen wird. Die Haftung trifft den
Aufsichtsrat über die Verletzung seiner
Kontrollpflichten. Dieser hat nach dem
BGH Informations-, Beratungs- und Über-
wachungspflichten. Er müsse die ihm zur
Verfügung stehenden Erkenntnisquellen
ausschöpfen, also etwa den Vorstand zur
Abgabe eines Berichtes über die Lage der
Gesellschaft auffordern (vgl. § 90 Abs. 3
AktG). 

Die Pflicht zum Handeln für den Auf-
sichtsrat spitzt sich dann zu, wenn er das
Vorliegen der Insolvenzreife erkennt. Er
müsse dann darauf hinwirken, dass der Vor-
stand Insolvenzantrag stelle und keine Zah-
lungen mehr leiste, die mit der Sorgfalt ei-
nes ordentlichen und gewissenhaften Kauf-
manns nicht vereinbar seien. Notfalls müsse
er sogar einen als unzuverlässig erscheinen-
den Vorstand abberufen. 

Im zu entscheidenden Fall war es so,
dass der Aufsichtsrat in einer Sitzung weni-
ge Wochen vor der ersten Auszahlung die

wirtschaftlichen Schwierigkeiten eingehend
erörtert und dennoch keine Maßnahmen er-
griffen hatte. Dies mag wiederum daran ge-
legen haben, dass insbesondere der Auf-
sichtsrat oder zumindest der beklagte Auf-

sichtsratsvorsitzende ein erhebliches eige-
nes Interesse an der Auszahlung hatte.

Auch hinsichtlich der Pflichtwidrigkeit
stellt sich wiederum die Frage der prozes-
sualen Darlegungs- und Beweislast. Nach
Auffassung des BGH muss die Gesellschaft
– hier also der Insolvenzverwalter – nur be-
legen und beweisen, dass durch ein mögli-
cherweise pflichtwidriges Verhalten des Or-
ganmitglieds ein Schaden oder ein Vermö-
gensverlust im Sinne des § 93 Abs. 3 Nr. 6
AktG entstanden sei. Demgegenüber müsse
das Aufsichtsratsmitglied nach §§ 116, 93
Abs. 2 Satz 2 AktG darlegen und beweisen,
dass es diese Pflichten erfüllt habe oder es
kein Verschulden treffe.

Aufsichtsrat muss zumindest prüfen
Ein weiterer Teilaspekt des Urteils hinsicht-
lich der Kontroll- und Aufsichtspflicht ist,
dass der Aufsichtsrat nach Auffassung des
BGH Schadenersatzansprüche der Gesell-
schaft gegen Vorstandsmitglieder geltend
zu machen hat (aus §§ 111 Abs. 1, 112
AktG). Er müsse die Rechtslage begutach-
ten, die Prozessrisiken abwägen, die Bei-

treibbarkeit von Forderungen abschätzen
und die Gründe prüfen, die es angezeigt er-
scheinen lassen, die Forderung nicht oder
nicht in der angezeigten Höhe geltend zu
machen. Verstoße der Aufsichtsrat gegen
diese Pflichten, hafte er hierfür. 

Rechtsprechung für einen Ausnahmefall?
Auch wenn es hier, weil der beklagte Auf-
sichtsrat einen Teil der Zahlungen selbst er-
halten hatte, den „Richtigen“ getroffen hat,
so war dies für die Entscheidung selbst nicht
relevant. Denn der BGH hat die Haftung ge-
nerell an der Verletzung der Pflichten als
Aufsichtsratsmitglied festgemacht, wofür
auch die übrigen Aufsichtsratsmitglieder
haften. �

4 // Aktienrecht/Insolvenzrecht
Ausgabe 03 // 3. Juni 2009

Deutscher AnwaltSpiegel

ten Königreich unterstützen konnten“, erklärte Dr.
Nikolaus von Jacobs.

White & Case berät WestLB bei dem 
Verkauf der Weberbank
Die internationale Anwaltssozietät White & Case
LLP hat die WestLB AG bei dem Verkauf ihrer
Berliner Tochtergesellschaft Weberbank Actienge-
sellschaft an die Mittelbrandenburgische Sparkasse
in Potsdam beraten.

Die WestLB und die Mittelbrandenburgische
Sparkasse unterzeichneten am 14. Mai 2009 den
Kaufvertrag über die Aktien der Weberbank. Mit
Vollzug des Kaufvertrags, der noch unter dem Vor-
behalt der Zustimmung der zuständigen Behörden
steht, wird die Mittelbrandenburgische Sparkasse
100% der Anteile der Weberbank übernehmen.

Das Beratungsteam bestand aus den Frankfurter
Partnern Matthias Kasch und Christian Bock (beide
M&A), Josef M. Große Honebrink (Steuern), Dr.
Nicolas Wittek (Kapitalmarktrecht) und dem Ham-
burger Partner Dr. Justus Herrlinger (Kartellrecht).
Unterstützt wurden sie von den Associates Elisa-
beth Seipel (M&A) und Michael Kunze (Steuern).

„Wir freuen uns, dass wir die WestLB AG bei
diesem Schritt unterstützen durften, der zur weite-
ren Fokussierung der WestLB auf ihre Kernkompe-
tenzen beiträgt und bereits wenige Tage nach der
Entscheidung der EU-Kommission den durch diese
gesetzten Rahmenbedingungen Rechnung trägt“,
kommentiert Matthias Kasch die Transaktion.

Freshfields berät Honsel AG bei 
Restrukturierung 
Freshfields Bruckhaus Deringer berät die Honsel
AG, weltweit führender Zulieferer für Leichtmetall-
komponenten mit Kernaktivitäten im Bereich Au-
tomotive, bei ihrer finanziellen Restrukturierung.

�

Rechtsanwalt Patric W.
Naumann, Schultze &
Braun Rechtsanwaltsgesell-
schaft für Insolvenzverwal-
tung mbH, Mannheim

pnaumann@schubra.de

� Fortsetzung

„Der Aufsichtsrat muss im 
Zweifelsfall nachweisen, dass er

seine Pflichten erfüllt hat.“

� Dealspiegel
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Die Kreditgeber des Automobilzulieferers stimm-
ten am 25.05.2009 mehrheitlich dem Restrukturie-
rungskonzept des Unternehmens zu. Die Ripple-
wood Holdings Japan International S.A. (RHJI)
wird 50 Millionen Euro in die Honsel-Gruppe in-
vestieren und dafür mit 51% der Hauptanteilseig-
ner bleiben. Im Rahmen eines „Debt-for-Equity-
Swaps“ werden die verbleibenden 49% den vorran-
gigen Kreditgebern von Honsel zugeteilt. Hier-
durch werden die abgesicherten Schulden des Un-
ternehmens von gegenwärtig 510 Millionen Euro
auf 140 Millionen Euro reduziert. 

Freshfields berät zahlreiche Unternehmen bei
der Bewältigung der Folgen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise und hat ihre Expertise bei Krisenman-
daten in der praxisübergreifenden Initiative „Mana-
ging the Downturn“
(http://www.freshfields.de/practices/multi-prac-
tice/downturn/) gebündelt. (ff)

Freshfields berät HSH Nordbank bei 
Kapitalerhöhung
Freshfields Bruckhaus Deringer hat die HSH Nord-
bank bei der Kapitalerhöhung um 3 Milliarden
Euro mit Bezugsrecht der Aktionäre umfassend be-
raten. Diese Maßnahme war Gegenstand einer au-
ßerordentlichen Hauptversammlung am
20.05.2009. Das Freshfields-Team bildeten hierbei
Dr. Marius Berenbrok (Unternehmensrecht), Dr.
Andreas von Bonin (Kartellrecht), Andreas Bartsch
(Bank- und Finanzrecht), außerdem Dr. Jan-Chris-
tian Heins, Michael Joos, Dr. Sebastian Römer  (al-
le Unternehmensrecht), Mark Böhmer (Bank- und
Finanzrecht), Fabian Kaisen, Miriam Bechtle (bei-
de Beihilfe- und Kartellrecht), Dr. Antje Baumann
und Dr. Johannes Deiß (beide Prozesse Schieds-
verfahren Mediation).

Freshfields selbst berät die HSH Nordbank im
Rahmen der Rekapitalisierung, die noch durch die

�

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
hatte bereits 2006 die bisherige Erhebung
der Erbschaftsteuer für verfassungswidrig
erklärt, weil die Ermittlung der Steuerwerte
gegen den verfassungsrechtlichen Gleich-
heitsgrundsatz verstieß. Insbesondere die
Werte von Grundvermögen und Betriebs-
vermögen lagen bisher deutlich unter den
Verkehrswerten. Der Gesetzgeber wurde
deshalb verpflichtet, bis Ende 2008 eine
Neuregelung zu treffen. Dies ist mit dem
neuen Erbschaftsteuer- und Bewertungsge-
setz erfolgt, das im Januar 2009 in Kraft ge-
treten ist.

Alle Vermögenswerte, die der Erb-
schaftsteuer unterliegen, sollen nun zum
Verkehrswert bewertet werden. Die persön-
lichen Freibeträge für das familiäre Umfeld
des Erblassers bzw. Schenkers sind angeho-
ben worden. Der Steuertarif von Erben, die
nicht zur engeren Familie rechnen, hat sich
erheblich erhöht.

Mehrbelastung des Mittelstandes
Zu erwarten ist zukünftig eine erhebliche
Mehrbelastung des Mittelstandes durch die
geänderte Bewertung des Nachlasses. Inno-
vative mittelständische Unternehmen
könnte dies besonders treffen, denn bei ih-
nen konzentriert sich bei der Unterneh-
mensnachfolge die Problematik gegebenen-
falls auf die Bewertung von Patenten und
anderen immateriellen Rechtsgütern, wenn
keine „Verschonung“ erreicht werden kann.

Für Letztere gibt es zwei Alternativen:
erstens die sogenannte Regelverschonung
(Verwaltungsvermögen maximal 50%) mit
einer Behaltensfrist von sieben Jahren und

einer Versteuerung von 15% des Unterneh-
mensvermögens. Unter Verwaltungsvermö-
gen sind dabei unter anderem fremdvermie-
tete Immobilien sowie Streubesitzanteile
(kleiner oder gleich 25% Beteiligung an ei-
ner Kapitalgesellschaft), Wertpapiere und
Kunstgegenstände zu verstehen. Zweitens
die sogenannte Verschonungsoption (Ver-
waltungsvermögen maximal 10%) mit einer
Behaltensfrist von zehn Jahren und völliger
steuerlicher Befreiung des Unternehmens-
vermögens.

Führt der Erbe das Betriebsvermögen
innerhalb der Optionsfristen so weiter, dass
die Arbeitsplätze erhalten bleiben, wird auf
die Erhebung der Erbschaftsteuer im ge-
nannten Umfang verzichtet. Daher setzen
beide Modelle die Einhaltung bestimmter
Mindestlohnsummen im Betrieb voraus
(Regelverschonung 650% auf sieben Jahre

bzw. Verschonungsoption 1.000% auf zehn
Jahre). Bei Kapitalgesellschaften greifen die
Begünstigungen nur für Beteiligungen über
25% oder – falls darunter – für mit entspre-
chenden Poolvereinbarungen verbundene
Beteiligungen.

Die Bedingungen für die Verschonung
sind regelmäßig nur schwer zu wahren. So
droht bei Insolvenz oder auch Einführung
von Kurzarbeit (Achtung: Verfehlung der
Lohnsumme!) innerhalb der Fristen eine
Nachversteuerung für den Zeitraum, der
nicht mehr bis zum Fristende gewahrt wer-
den konnte. Gleiches gilt, wenn wesentliche
Betriebsgrundlagen in dieser Periode be-
triebsfremden Zwecken zugeführt, also et-
wa veräußert oder in das Privatvermögen
überführt werden. Gibt es keinen direkten

Unternehmensnachfolge und Erbschaftsteuerreform 2009
Im Blickpunkt: mittelständische Unternehmen

Fortsetzung: nächste Seite �

Die Rockefellers profitierten nicht von der aktuellen Erbschaftsteuerreform.
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Familienerben und liegt der Wert des Be-
triebsvermögens über 6 Millionen Euro,
greift die Steuer auch für Geschwister, Nef-
fen, Nichten mit einem Tarif in Höhe von
50% des Vermögens zu. Mithin: stets in ei-
ner die Existenz gefährdenden Höhe!

Frühzeitig Vorsorge treffen
Die Höhe der Erbschaftsteuer wird wesent-
lich vom Wert der Unternehmung be-
stimmt. Sind die Anteile (Aktien) börsen-
notiert, ist der Börsenkurs der Marktwert.
Bei nicht börsennotierten Anteilen (etwa:
GmbH-Anteilen) kommt es auf den Ver-
kehrswert an. Die gesetzlich normierte Un-
tergrenze ist dabei, falls es vor dem Erbfall
innerhalb des letzten Jahres keine Verkäufe

„unter fremden Dritten“ gab, der Substanz-
wert des Betriebsvermögens (also etwa die
Bewertung der Patente, des Know-hows etc.
– Praxishinweis: Ob dieser Wertansatz
kompatibel zur Vorgabe des BVerfG ist, er-
scheint zweifelhaft!). Es kann daher unter
Umständen sinnvoll sein, sowohl über eine
Börsennotierung als auch über einen Ver-
kauf von Kapitalanteilen vor einem Erbfall
nachzudenken. Umgekehrt ist zu prüfen, ob
im Vorfeld des Erbfalles über eine (Bar-)
Kapitalerhöhung Dritter ausreichende Li-
quidität eingeworben werden kann, mittels
derer – gegebenenfalls unter Inanspruch-

nahme der Verschonungsregeln – die Erb-
schaftsteuer minimiert werden kann. Ist den
Gesellschaftern, die als solche erbschaft-
steuerpflichtig werden, aus dem Unterneh-
men nach dem Erbfall Liquidität über eine
Gewinnausschüttung (Dividende) zuzufüh-
ren, sind die neuen Regeln über die Abgel-
tungsteuer zu beachten.

Langer Planungshorizont ist notwendig
Die neue Ausgestaltung der Erbschaftsteuer
zwingt den Unternehmer im Interesse des
Fortbestandes seines Unternehmens, so zu
planen, dass für ihn oder seine Erben nach
Möglichkeit die Verschonungsregelungen
greifen. Dies erfordert einen Planungszeit-
raum von bis zu 15 Jahren vor und nach dem
Erbfall!

Dabei kann es sich anbieten, einen we-
sentlichen Teil der Arbeitnehmer in einer
eigenen Beschäftigungsgesellschaft zu be-
schäftigen und das Vermögen auf eine Be-
triebsgesellschaft zu übertragen. Das Unter-
nehmen wird vor dem Erbfall so geteilt, dass
es zu keiner Betriebsaufspaltung kommt.

Zudem ist das Vermögen eines Unter-
nehmens neu zu strukturieren. Die obenge-
nannten Grenzen des schädlichen Verwal-
tungsvermögens (10% bzw. 50%) müssen
im Zeitpunkt des Erbfalls (und gegebenen-
falls noch früher) eingehalten werden. Auf
eine Umstrukturierung nach dem Erbfall
oder der Schenkung kommt es insoweit
nicht an.

Die größte Herausforderung wird aller-
dings darin bestehen, die erbschaftsteuerli-
che Bemessungsgrundlage durch eine realis-
tische Unternehmensbewertung so niedrig
wie möglich zu halten. Ab 2009 ist für alle
Wirtschaftsgüter der Verkehrswert zu er-

mitteln. Ausgangspunkt ist der aus den Vor-
jahresergebnissen (den letzten drei Wirt-
schaftsjahren) hergeleitete Ertragswert. Der
Wert von Wirtschaftsgütern ohne frühere
Erträge, wie etwa neu geschaffenen Paten-
ten, ist gegebenenfalls zu schätzen. 

Aufgrund der Erbschaftsteuerreform
sind alle Gesellschaftsverträge von Kapital-
und Personengesellschaften zu überdenken.
„Alte“ Abfindungsklauseln, die wegen der
Bewertung auf den (niedrigen) Steuerwert
oder auf das nicht mehr anwendbare Stutt-
garter Verfahren verweisen, sind überholt.
Erbschaft- oder schenkungsteuerlich wird
auf Seiten der verbleibenden Gesellschafter
im Anwachsungsfall nicht mehr die Berei-
cherung in Höhe der (geringen) Differenz
zwischen Abfindungswert und Steuerwert
erfasst, sondern die weitaus höhere Diffe-
renz zwischen Abfindungswert und Ver-
kehrswert (Teilwert). Wer hier nicht recht-
zeitig für eine Umstellung der Vertragstexte
sorgt, wird zum Opfer der neuen steuerli-
chen Regelungen. �
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EU-Kommission und die Kartellbehörden freigege-
ben werden muss, außer bei der Kapitalerhöhung
auch zu einer Risikoabschirmung über 10 Milliar-
den Euro durch die gemeinsame Anstalt der Län-
der Hamburg und Schleswig-Holstein. Außerdem
begleitet die Sozietät auch die beihilfe- und fusions-
kontrollrechtlichen Maßnahmen. (ff)

Luther unterstützt Vorwerk bei Einstieg
mit Kosmetiklinie in den indischen Markt
Das bekannte Traditionsunternehmen Vorwerk
steigt nun mit der Kosmetiklinie Jafra, die seit 2004
Teil der Vorwerk-Gruppe und im Wege des Direkt-
vertriebs von Kosmetik, Gesichts- und Körperpflege
weltweit führend ist, im Rahmen eines Joint Ven-
tures mit Ruchi Soya Industries Limited und der da-
hinterstehenden Eigentümerfamilie Shahra in den
indischen Markt ein. Die Vorwerk-Gruppe, die im
Joint Venture eine Stimmenmehrheit und die ope-
rative Führung haben wird,  wurde hierbei von der
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft und ihren indi-
schen Partnerkanzleien in allen rechtlichen und
steuerlichen Fragen der Transaktion beraten. (ff)

RP Richter & Partner berät TheraCode
beim Kauf von JPT Peptide Technologies
RP Richter & Partner hat die TheraCode GmbH,
eine Tochtergesellschaft der BioNTech AG, beim
Erwerb der JPT Peptide Technologies GmbH, ei-
ner Tochtergesellschaft der Jerini AG, beraten. Der
Kaufpreis beläuft sich auf ca. 5 Millionen Euro. Die
Transaktion wurde im Mai 2009 abgeschlossen.

JPT Peptide Technologies ist ein in Berlin ansäs-
siges Biotechnologieunternehmen und ein führen-
der Anbieter von innovativen peptidbasierten
Dienstleistungen für viele Bereiche der biomedizi-
nischen Forschung. JPT verfügt über eine Reihe
proprietärer Technologien, z.B. die Hochdurch-
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satzsynthese-&-Screeningplattform PepSpotTM,
die Peptid-Microarray-Technologie PepStarTM
und PepMixTM, eine einzigartige Methode zur an-
tigenspezifischen T-Zell-Stimulation durch defi-
nierte antigenüberspannende Peptidpools. 

JPT beliefert weltweit zahlreiche industrielle und
universitäre Kunden mit Forschungsschwerpunk-
ten in den Bereichen Target-Validierung, Hoch-
durchsatzscreening und Immunologie.

Die BioNTech AG ist eine Ausgründung der
Universität Mainz und wird unter anderem durch
die Gebrüder Strüngmann finanziert. Das biophar-
mazeutische Unternehmen setzt neue Technolo-
gien zur Entwicklung von gut verträglichen Krebs-
immuntherapien und Krebsdiagnostika ein. Ziel-
setzung ist die Schaffung neuer sowie die Erweite-
rung existierender Märkte durch Entwicklung und
Vermarktung neuer Arzneimittelklassen für bisher
nicht behandelbare Krebserkrankungen. Das Un-
ternehmen verfügt über eine Vielzahl krebsspezifi-
scher Zielstrukturen und nutzt eigene, proprietäre
Technologieplattformen zur Entwicklung von spe-
zifisch gegen diese Zielstrukturen gerichteten Arz-
neimitteln. 

Das Team von RP Richter & Partner bestand aus:
Knuth Blumenstiel (Partner, Corporate/M&A),
Dr. Roland Klaes (Counsel, Corporate/M&A),
Hanna Karl (Associate, Arbeitsrecht); alle Mün-
chen.

Unternehmensspiegel

Deutschland Spitze beim Markenschutz
Deutschland hat nach Großbritannien den effek-
tivsten Rechtsschutz für Patente, Marken und Ur-
heberrechte. Europas Schlusslichter sind Italien

�

Mit der Verabschiedung des REIT-Geset-
zes durch den Bundesrat am 30.03.2007
sind rückwirkend zum 01.01.2007 auch in
Deutschland REITs eingeführt worden.
Der damit erhoffte Erfolg ist jedoch bislang
ausgeblieben: Als Kapitalmarktprodukt war
auch der G-REIT von der Großwetterlage
an den Finanzmärkten abhängig, die der ge-
setzlich vorgeschriebenen Börsennotierung
des G-REITs entgegenwirkte. Die Finanz-
marktturbulenzen des Jahres 2008 drück-
ten die Bereitschaft von denkbaren Emit-
tenten, den Weg aufs Parkett zu wagen. Da-
neben wurden aber auch in der Fachwelt
immer wieder diverse gesetzliche Bestim-
mungen dafür mitverantwortlich gemacht,
dass der G-REIT noch nicht die gewünsch-
te Anziehungskraft entfalten konnte. Mit
der Verabschiedung des Jahressteuergeset-
zes 2009 wurde unter anderem auch das
REIT-Gesetz geändert. Der nachfolgende
Beitrag untersucht die wichtigsten Ände-
rungen und stellt sie in den sachlichen Kon-
text.

Änderungen durch das Jahressteuergesetz 
Das Jahressteuergesetz greift naturgemäß
vornehmlich Änderungen bei der Besteue-
rung des G-REITs auf. Andere, vor allem
politisch kontrovers diskutierte Fragen, wie
etwa die Ausnahme von Bestandsmiet-
wohnimmobilien, bleiben im REIT-Gesetz
unverändert. Ob und wie sich weitere Ände-
rungen des REIT-Gesetzes, insbesondere
auch die Verlängerung der Exit-Tax-Rege-
lung, durchsetzen lassen, bleibt abzuwarten.
Neben der Umsetzung von Änderungen im
Wertpapierhandelsgesetz (vgl. § 11 Abs. 5

REITG) sieht das Jahressteuergesetz vor al-
lem die folgenden Neuerungen vor:

Bemessungsgrundlage
Eine REIT-AG muss mindestens 90% ihres
handelsrechtlichen Jahresüberschusses,
modifiziert um die Einstellung oder Auflö-
sung der Reinvestitionsrücklage, ausschüt-
ten (§ 13 Abs. 1 REITG). Diese Ausschüt-
tungsverpflichtung, die Ausdruck der trans-
parenten Besteuerung des G-REITs ist,
wird nunmehr dahingehend ergänzt, dass
ein gegebenenfalls vorhandener Verlustvor-
trag die Bemessungsgrundlage für die Aus-
schüttungsverpflichtung reduziert, um nicht
gegen aktienrechtliche Kapitalerhaltungs-
grundsätze zu verstoßen. 

Eigenkapitalfiktion
Gemäß § 15 REITG müssen G-REITs ein
Mindesteigenkapital von 45% bezogen auf
den Bilanzwert der (im Konzern) gehalte-
nen Immobilien gemäß IFRS aufweisen. Da
nach IFRS die Einlagen von Minderheitsge-

sellschaftern in Personengesellschaften (an-
ders als nach HGB) als Fremdkapital behan-
delt werden, fingiert der neue § 15 Satz 2
REITG, dass die nach IFRS als Fremdkapi-
tal ausgewiesenen Minderheitsbeteiligun-
gen im Rahmen des § 15 REITG als Eigen-
kapital gelten. REITs mit der Beteiligung an
Immobilienpersonengesellschaften, an de-
nen auch Minderheitsgesellschafter betei-
ligt sind, stehen also nicht mehr schlechter
da als andere REITs und können im glei-
chen Umfang Fremdkapital aufnehmen. 

Berücksichtigung von Vorbelastungen
Weil der G-REIT von der Körperschaftsteu-
er und der Gewerbesteuer befreit ist, wird
das Halb- bzw. Teileinkünfteverfahren (seit
2009: Teileinkünfteverfahren, § 3 Nr. 40
EStG) auf der Ebene von REIT-Anlegern
grundsätzlich ausgesetzt. Die gesamte Be-
steuerung soll beim Anleger erfolgen. Bis-
lang wurden bei der Aussetzung des Halb-
oder Teileinkünfteverfahrens keine steuerli-
chen Vorbelastungen berücksichtigt. Diese
steuerlichen Vorbelastungen können bei
Vermietungs- oder Verkaufserträgen aus
ausländischen Immobilien oder bei steuer-
pflichtigen Tochtergesellschaften (Aus-
landsobjektgesellschaften oder Dienstleis-
tungsgesellschaften) bestehen. Um diese
vorbelasteten Erträge nicht voll zu besteu-
ern, werden in § 19a REITG das Halb- oder
Teileinkünfteverfahren und die Beteili-
gungsertragsbefreiung (§ 8b KStG) inso-
weit für anwendbar erklärt, als die Erträge
des REITs einer bestimmten steuerlichen

Neuerungen des REIT-Gesetzes 
Durchbruch oder verpasste Chance?

Fortsetzung: nächste Seite �

Das neue REITG beseitigt zumindest ein paar Hürden.
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und die Türkei. Weltweit haben Brasilien, Indien
und China die größten Lücken beim Schutz geisti-
gen Eigentums.

Das ist das Ergebnis einer aktuellen Studie, für
die die internationale Wirtschaftskanzlei Taylor
Wessing im ersten Quartal 2009 weltweit Unter-
nehmensjuristen und Anwälte befragte und jüngste
Rechtsentwicklungen analysierte. Der Global Intel-
lectual Property Index GIPI ist die umfassendste
Studie zum Schutz geistigen Eigentums. Sie ver-
gleicht praktische Erfahrungen und den Stand von
Gesetzen und Gerichtsentscheidungen der 24
wichtigsten Handelsnationen.

Gesetzgebungsspiegel

Bundestag beschließt neues Patentrecht
Der Deutsche Bundestag hat am 28.05.2009 den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Vereinfa-
chung und Modernisierung des Patentrechts be-
schlossen. Mit dem Gesetz sollen die Rechtslage
bei der Anmeldung von Patenten und Marken ver-
bessert und das Rechtsmittelsystem vereinfacht
werden. Das Hauptaugenmerk lag hierbei auf den
Verbesserungen beim sogenannten Nichtigkeits-
verfahren, bei welchem gerichtlich überprüft wird,
ob ein Patent zu Recht erteilt wurde.

In der ersten Instanz vor dem Bundespatentge-
richt muss das Gericht die Parteien zukünftig aus-
drücklich auf Fragen hinweisen, die für die gerichtli-
che Entscheidung erheblich sind, aber von den Par-
teien in ihren Schriftsätzen an das Gericht noch
nicht ausreichend erörtert wurden. Durch eine
Fristsetzung werden zudem Gegner und Gericht
vor überraschenden neuen Vorträgen geschützt.

Schneller soll zukünftig ebenso das Berufungsver-
fahren ablaufen. Die Bestellung eines Sachverstän-

�

Vorbelastung unterlagen. Die steuerliche
Vorbelastung der Ausschüttungsanteile
muss aus einer mindestens 15%igen Kör-
perschaftsteuerbelastung (oder einer ver-
gleichbaren ausländischen Steuerbelas-
tung) resultieren. Für einzelne (ausländi-
sche) Immobilien und für Anteile an Immo-
bilienpersonengesellschaften ist dabei auf
das der Ausschüttung durch den REIT vo-
rangehende Wirtschaftsjahr zu rekurrieren.
Für Tochterkapitalgesellschaften müssen
die Dividenden im ersten Wirtschaftsjahr
nach der Gewinnerzielung ausgeschüttet
sein, damit die an den REIT gezahlten Divi-
denden als vorbelastet gelten. Die vorbelas-
teten Gewinnanteile des REITs gelten als
vorrangig ausgeschüttet (§ 19a Abs. 2
REITG). Den vorbelasteten Teil hat der
REIT in der Steuerbescheinigung auszuwei-
sen (vgl. § 19a Abs. 3 REITG; § 45a EStG).
Der Abschlussprüfer des REITs muss auch
hinsichtlich der vorbelasteten Erträge Fest-
stellungen treffen; gegenüber dem Finanz-
amt sind entsprechende Erklärungen erfor-
derlich (§ 21 Abs. 2 Satz 2 REITG). Auch
Anleger von ausländischen REITs können
von diesen Neuregelungen profitieren, so-
fern sie die steuerliche Vorbelastung nach-
weisen. Wie ein solcher Nachweis erfolgen
kann, bleibt abzuwarten. 

Anpassung an die Abgeltungsteuer 
Mit Einführung der Abgeltungsteuer ab
dem 01.01.2009 erfolgt die Besteuerung
von im Privatvermögen gehaltener REIT-
Aktien in der Regel abschließend im Rah-
men des Kapitalertragsteuereinbehalts. Es
unterliegen daher REIT-Dividenden, die
nach dem 31.12.2008 zufließen, und Veräu-
ßerungsgewinne aus REIT-Aktien, die nach

dem 31.12.2008 erworben worden sind
(unabhängig von der Haltedauer), der Ab-
geltungsteuer, es sei denn, es liegen betrieb-
liche Einkünfte vor. Die Verlustverrech-
nungsbeschränkung für Verluste aus Beteili-

gungen an REITs nach § 19 Abs. 4 REITG
wird auf betriebliche Anleger beschränkt. 

Beteiligung an ausländischen REITs
Vor allem um die Besteuerung ausländi-
scher REIT-Aktionäre sicherzustellen, darf
kein Aktionär 10% oder mehr der REIT-An-
teile direkt halten. Regelmäßig können da-
her nicht die Schachtelbeteiligungsprivilege
unter den Doppelbesteuerungsabkommen
in Anspruch genommen werden. Bei auslän-
dischen REITs ist auch eine höhere Beteili-
gung möglich. Ab einer gewissen Beteili-
gungshöhe kann der Anleger daher von
Schachtelprivilegien unter einigen DBAs
profitieren, so dass eine Quellenbesteue-
rung im Ansässigkeitsstaat des REITs nur
sehr eingeschränkt oder gar nicht erfolgen
kann und gleichzeitig die Dividende in
Deutschland steuerfrei zu stellen ist. Diese
Steuerfreistellung ist aus Sicht des Gesetz-
gebers nicht mit der Systematik der REIT-
Besteuerung vereinbar, also einer Freistel-
lung auf Ebene des REITs und der vollen
Besteuerung beim Aktionär. Dementspre-
chend bestimmt § 19 Abs. 6 REITG, dass
künftig im Rahmen der Besteuerung in

Deutschland auf Ebene einer Gesellschaft,
die Gewinne oder Dividenden eines REITs
bezieht, die Doppelbesteuerung ungeachtet
von Doppelbesteuerungsabkommen nicht
durch eine Freistellung vermieden wird,
sondern durch Anrechnung der im Ausland
auf die Gewinne oder Dividenden erhobe-
nen Steuer. 

Fazit 
Die Änderung des REIT-Gesetzes durch das
Jahressteuergesetz 2009 beseitigte weitge-
hend bestehende Unstimmigkeiten bei der
Besteuerung von REITs. Damit wird erheb-
lich dazu beigetragen, das rechtliche Gerüst
für REITs in Deutschland konsistenter und
für den Anwender planbarer zu machen,
auch wenn das REITG komplexer wird. Der
Erfolg des Kapitalmarktproduktes REIT
bleibt aber weiterhin entscheidend davon
abhängig, dass sich das Finanzmarktumfeld
verbessert und mögliche Emittenten wieder
Zutrauen zu einem Börsengang fassen. Die
Verbesserung der entsprechenden global-
wirtschaftlichen Parameter liegt allerdings
außerhalb des Einflusses des Gesetzgebers,
der mit den Änderungen des REIT-Gesetzes
einige Hausaufgaben erledigt hat. �

Rechtsanwalt und Solicitor
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digen soll hierbei künftig nur noch in Ausnahmefäl-
len erforderlich sein. Im gleichen Zuge wird auch
das Verfahren bei Arbeitnehmererfindungen, die et-
wa 80% aller Erfindungen ausmachen, vereinfacht.
Mit dem Gesetzentwurf verfolgt das Bundesjustiz-
ministerium das Ziel, den Patentstandort Deutsch-
land nachhaltig zu stärken. Die Anmeldung von Pa-
tenten wird vereinfacht, bei Streitigkeiten können
die Gerichtsverfahren schneller ablaufen. (ff)

Hinweis der Redaktion: In einer der nächsten Ausgaben
werden wir das neue Recht ausführlich behandeln.

Bundestag verabschiedet Gesetzentwurf
zum „Deal“ im Strafverfahren
Am 28.05.2009 hat der Deutsche Bundestag einen
von Bundesjustizministerin Brigitte Zypries vorge-
legten Gesetzentwurf verabschiedet, mit dem die
Voraussetzungen einer Verständigung im Strafver-
fahren geregelt werden. Diese Verständigungen
sind in der Rechtsprechung anerkannt und bereits
seit langem Realität im deutschen Strafprozess –
nicht nur in großen Wirtschaftsstrafverfahren und
bei prominenten Angeklagten. Dieser Praxis soll
jetzt eine Rechtsgrundlage gegeben werden.

Der Entwurf enthält klare gesetzliche Vorgaben
zu Verfahren, Inhalt und Folgen von Verständigun-
gen und soll dadurch Rechtssicherheit, Transparenz
und eine gleichmäßige Rechtsanwendung durch die
gerichtliche Praxis gewährleisten, ohne den notwen-
digen Spielraum zu sehr einzuschränken.

Dabei geht der Gesetzentwurf davon aus, dass
die Grundsätze der Strafzumessung unberührt blei-
ben, sich das Strafmaß auch weiterhin an der
Schuld des Angeklagten orientiert und auch die
Grundsätze des Strafverfahrens unverändert Fort-
bestand haben. Insbesondere soll es kein „Kon-
sensprinzip“ geben. Auch kann eine Verständigung
nur in der öffentlichen Hauptverhandlung zustande

�

In einer Pressemitteilung hat der Generaldi-
rektor der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) Juan Somavia unlängst einen
globalen Beschäftigungspakt („Global Jobs
Pact“) gefordert. Ansonsten drohe dem Ar-
beitsmarkt eine langanhaltende und ernst-
hafte Krise. Grundlage für diese Forderung
ist eine Studie der ILO („The Financial and
Economic Crisis – A Decent Work Respon-
se“, Genf 2009), welche die Maßnahmen
zur Krisenbekämpfung in 32 Ländern (in-
klusive aller Mitglieder der G20) untersucht
hat.

Die Finanzkrise trifft die Realwirtschaft
Die Finanzkrise hat inzwischen unbestritten
auch die Realwirtschaft getroffen, und zwar
laut der Studie der ILO in dreierlei Hin-
sicht. Zum einen sei die Kreditvergabe
durch die Banken stark eingeschränkt, so
dass Kapital für Investitionen fehle („the
credit crunch“). Zum anderen sei das Aus-
gabeverhalten vorsichtiger geworden, was
zu einer eingeschränkten Produktion, weni-
ger Arbeitsplätzen und niedrigeren Preisen
führe und dadurch das Vertrauen von Kon-
sumenten und Investoren zerstöre („the vi-
cious cycle of depression“). Durch die glo-
bale wirtschaftliche Verflechtung von Han-
del und Investitionen wirkten sich diese
Faktoren weltweit aus („the globalization
channel“). Die größte Gefahr für den Ar-
beitsmarkt droht durch eine hieraus resul-
tierende langanhaltende Rezession. Vergan-
gene Finanzkrisen haben nämlich gezeigt,
dass sich der Arbeitsmarkt erst vier bis fünf
Jahre nach der Wirtschaft wieder erholt. Da
mit einer Wirtschaftserholung frühestens ab

2010 zu rechnen ist, würde sich der Arbeits-
markt damit erst wieder im Jahre 2014/
2015 erholt haben.

Ergriffene Maßnahmen
Die Studie der ILO kritisiert, dass sich die
bisher ergriffenen Maßnahmen auf die Sta-
bilisierung des Finanzsektors und die Wie-
derherstellung der Kreditliquidität konzen-
triert haben. Im Schnitt machten die sozial-
politischen Maßnahmen nur 9,2% und die

arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sogar
nur 1,8% des Gesamtvolumens der staatli-
chen Konjunkturmaßnahmen aus. Zudem
seien sie zu zögerlich und zu niedrig. So be-
trügen die Konjunkturpakete in den Indus-
trieländern durchschnittlich nur 1,3% des

Bruttoinlandsprodukts (BIP) und nicht wie
vom Internationalen Währungsfonds
(IWF) gefordert 2% des BIP. Die Entwick-
lungs- und Schwellenländer dagegen gäben
im Verhältnis zu ihrem BIP doppelt so viel
für Konjunkturfördermaßnahmen aus wie
die Industrienationen. 

Globaler Beschäftigungspakt
Eine zu zögerliche Konjunkturankurbelung
wird die Krise auf dem Arbeitsmarkt laut
Somavia verlängern, und die Erholung des
Arbeitsmarktes könnte frühestens im Jahr
2011 wieder beginnen. Deshalb fordert er
die Auflegung eines globalen Beschäfti-
gungspakts. Die Krise wirke sich global aus
und könne daher auch nur global gelöst wer-
den. Nationaler Protektionismus werde die
Krise durch Rückgang der weltweiten Nach-
frage nur verschlimmern. Gleiches gelte
auch für Lohnkürzungen und den Abbau
von Arbeitnehmerrechten, da sie Unsicher-
heit in der Bevölkerung erzeugten und zu-
dem starke soziale Verwerfungen heraufbe-

Ein globaler Beschäftigungspakt
Die Finanzkrise trifft die Realwirtschaft

Viele Länder suchen den rettenden Ausweg aus der Wirtschaftskrise alleine – die ILO fordert gemeinsame Ansätze.
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schwören würden. Die fehlende Koordinati-
on zwischen den Ländern führt nach An-
sicht der ILO dazu, dass die Konjunkturpa-
kete teilweise verpuffen, weil z.B. Importna-
tionen mit den Exportnationen nicht Schritt
halten können, was die Rezession in beiden
Ländern verstärkt. Als konkrete Maßnah-
men fordert die ILO z.B. Kreditprogramme
für kleinere und mittlere Unternehmen,
statt Steuersenkungen beschäftigungsför-
dernde Investitionen in die Infrastruktur,
Weiterbildungsmaßnahmen für Arbeitslose,
die Schaffung von zukunftsorientierten Ar-
beitsplätzen (z.B. im Bereich alternativer
Energien) und menschenwürdige Löhne
auch in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern.

Nationale Beschäftigungspakte 
In Deutschland gab es schon in vergange-
nen Wirtschaftskrisen Versuche, den Abbau
von Arbeitsplätzen durch Beschäftigungs-
pakte zu reduzieren. So wurde 1998 das sog.
„Bündnis für Arbeit“ ins Leben gerufen, in
dem Spitzenvertreter der Arbeitgeberver-
bände und Gewerkschaften zusammen mit
der Bundesregierung Maßnahmen gegen
die hohe Arbeitslosigkeit berieten. Seit
2003 wurde diese Institution aber nicht
mehr weiterverfolgt. Abzugrenzen hiervon
sind die sog. „Betrieblichen Bündnisse für
Arbeit“, bei denen Beschäftigte auf Teile ih-
res Lohns verzichten und im Gegenzug Ar-
beitsplatzgarantien erhalten. Solche Verein-
barungen sind allerdings nach der Recht-
sprechung immer dann unwirksam, wenn
die Arbeitsverhältnisse unter einen (Ent-
gelt-)Tarifvertrag fallen. Deshalb wird seit
längerem gefordert, betriebliche Bündnisse
für Arbeit gesetzlich zu regeln. 

Praxishinweis
Die Forderung der ILO nach einer globalen
Lösung der Weltwirtschaftskrise ist sicher-
lich zu unterstützen. Allerdings wird sich
zeigen, inwieweit zwischen den Nationen
Einigkeit hergestellt werden kann. Im Be-
reich des Arbeits- und Sozialrechts sind die
weltweiten Unterschiede gravierend. Gera-
de in der Krise besteht die Gefahr, dass Staa-
ten mit niedrigerem Schutzniveau dies als
Wettbewerbsvorteil im globalen Wettbe-
werb ausspielen wollen. Sicherlich zu begrü-
ßen ist aber die Vorgabe der ILO, bei zu-
künftigen Konjunkturmaßnahmen mehr die
arbeitsmarkpolitischen Auswirkungen in
den Blickpunkt solcher Maßnahmen zu stel-
len. In Deutschland ist dies zum Teil schon
geschehen, z.B. durch die Anhebung der Be-
zugsdauer von Kurzarbeitergeld von zwölf
auf 18 Monate. Nach einer Mitteilung der
Bundesregierung vom 29. April 2009 soll
die Bezugsdauer darüber hinaus nun sogar
auf 24 Monate verlängert werden. Ein Ne-
gativbeispiel stellt hingegen die Abwrack-
prämie dar, die wohl keine längerfristige be-
schäftigungsfördernde Wirkung haben
wird. 

Exkurs: Was ist die ILO?
Die ILO (International Labour Organiza-
tion) ist eine 1919 gegründete Sonderorga-
nisation der Vereinten Nationen mit Sitz in
Genf. Sie gliedert sich in drei Organe auf: die
Internationale Arbeitskonferenz (IAK), den
Verwaltungsrat und das Internationale Ar-
beitsamt (IAA). Momentan hat die ILO 182
Mitgliedsstaaten, die durch die jeweiligen
Regierungen und durch Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertreter in den Organen re-
präsentiert werden. Ziel ihrer Arbeit ist u.a.

die Formulierung und Durchsetzung inter-
nationaler Arbeits- und Sozialnormen. �

Weiterführende Hinweise:
Die Pressemitteilung der ILO ist in englischer
Sprache abrufbar unter: http://www.ilo.org/
global/About_the_ILO/Media_and_pu-
blic_information/Press_releases/lang-
en/WCMS_104065/index.htm. Die englisch-
sprachige Studie ist im Volltext abrufbar un-
ter: http://www.ilo.org/public/english/bu-
reau/inst/index.htm.
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kommen, Vorgänge außerhalb der Hauptverhand-
lung muss das Gericht öffentlich mitteilen, und jeg-
liche Verständigungen müssen umfassend proto-
kolliert und im Urteil erwähnt werden. Dabei gibt
es keine Beschränkungen der Rechtsmittel. 

Zentrale Vorschrift zur Regelung des „Deals“ ist
ein neuer § 257c StPO, der Vorgaben zum zulässi-
gen Gegenstand, zum Zustandekommen und zu
den Folgen einer Verständigung enthält und gleich-
zeitig die Pflicht des Gerichts zur Aufklärung des
Sachverhalts uneingeschränkt feststellt. 

Eine „Verständigung“ kommt dann zustande,
wenn das Gericht ihren möglichen Inhalt bekannt-
gibt und der Angeklagte sowie die Staatsanwalt-
schaft zustimmen, wobei das Gericht eine Ober-
und Untergrenze der möglichen Strafe angibt und
hierbei die allgemeinen Strafzumessungserwägun-
gen berücksichtigt. Nicht vorgesehen ist, dass auch
der Nebenkläger zustimmen muss.

Auch sieht der Gesetzentwurf eine besondere
Vorschrift für den Fall vor, dass sich das Gericht
von einer Verständigung lösen will. Diese Möglich-
keit soll dann bestehen, wenn bedeutsame tatsäch-
liche oder rechtliche Umstände übersehen worden
sind oder sich nachträglich ergeben und das Ge-
richt deswegen zu der Überzeugung kommt, dass
die in Aussicht gestellte Strafe nicht mehr tat- oder
schuldangemessen ist oder das Prozessverhalten
des Angeklagten das Gericht entsprechend veran-
lasst. Im Fall der Lösung der Verständigung darf
ein Geständnis des Angeklagten, das er im Vertrau-
en auf den Bestand der Verständigung als seinen
„Beitrag“ abgegeben hat, nicht verwertet werden.

Ein weiterer Regelungskomplex (§§ 160b, 202a,
212 StPO-E) hat zum Gegenstand, die Kommuni-
kation zwischen den Verfahrensbeteiligten zu stär-
ken. Es sollen bereits im Ermittlungsverfahren,
aber auch in allen weiteren Stadien des gerichtli-
chen Verfahrens sogenannte Erörterungen der ver-
fahrensführenden Stellen (also der Staatsanwalt-

�

� Fortsetzung

Rechtsanwalt, 
Fachanwalt für Arbeits-
recht Marc André Gimmy,
Taylor Wessing, Düsseldorf

m.gimmy@taylorwessing.com

� Gesetzgebungsspiegel
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schaft oder des Gerichts) mit den Verfahrensbetei-
ligten gefördert werden. (ff)

Schlechte Zeiten für „räuberische 
Aktionäre“: ARUG verabschiedet
Am 29.05.2009 hat der Deutsche Bundestag das
Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtli-
nie (ARUG) verabschiedet. Hierdurch sollen Ak-
tionäre künftig besser informiert und ihnen die
Stimmrechtsausübung erleichtert werden. 

Das Gesetz soll zudem sogenannten „räuberi-
schen Aktionären“ das Geschäft erschweren und
enthält außerdem eine für die Praxis wichtige Neu-
ordnung des Fristenregimes im Vorfeld der Haupt-
versammlung. Gerade die „räuberischen Aktionä-
re“ schaden den Aktiengesellschaften in Deutsch-
land. Mit ihren Klagen gegen die Ausführung wich-
tiger Beschlüsse geht es ihnen um persönliche wirt-
schaftliche Vorteile. Das ARUG erschwert dieses
fragwürdige „Geschäftsmodell“ erheblich. Hatte
bereits das Gesetz zur Unternehmensintegrität und
zur Modernisierung des Anfechtungsrechts
(UMAG) ein Freigabeverfahren bei der Anfech-
tungsklage eingeführt, soll dies nunmehr in ver-
schiedener Hinsicht präzisiert und ergänzt werden
und unter anderem den Gerichten die einfache
Möglichkeit verschaffen, legitime von missbräuch-
lichen Anfechtungsklagen zu unterscheiden. Auch
werden für Freigabeverfahren künftig in erster und
einziger Instanz die Oberlandesgerichte zuständig
sein. Durch den Wegfall einer zweiten Instanz wer-
den die Unternehmen so spätestens nach drei bis
vier Monaten Klarheit haben, die Verfahrensdauer
wird also erheblich verkürzt.

Durch das Gesetz sollen ferner moderne Kom-
munikationsformen, wie die elektronische Brief-
wahl und die Onlineteilnahme an der Hauptver-
sammlung, in das Aktienrecht eingeführt werden.
Dies dürfte auch solchen Kleinanlegern förderlich

�

Die derzeitige Wirtschaftskrise macht auch
vor den Immobilienmärkten nicht halt. Li-
quiditätsengpässe oder Probleme mit der
Anschlussfinanzierung zwingen einige
Marktteilnehmer dazu, Immobilien zu ver-
äußern. Diese durch widrige Umstände er-
zwungenen sogenannten Notverkäufe kön-
nen eine attraktive Kaufgelegenheit gerade
für diejenigen Investoren darstellen, die in
den Bieterverfahren der letzten Jahre auf-
grund ihres konservativen Finanzierungsan-
satzes gegenüber den mit hohen Leverages
arbeitenden Marktteilnehmern nur selten
zum Zuge gekommen sind und daher noch
Liquidität zur Verfügung haben. Aus Sicht
des Käufers gilt es jedoch, in dieser Sonder-
situation ein besonderes Augenmerk auf die
mögliche Insolvenz des Verkäufers und hier
insbesondere auf eine mögliche Anfechtung
des Verkaufs durch den Insolvenzverwalter
zu richten (vgl. hierzu auch den Beitrag von
Martina Ch. Dietrich, AnwaltSpiegel
1/2009). Der Kaufvertrag muss aus Käufer-
sicht so gestaltet werden, dass er dem Käu-
fer im Fall der Fälle maximalen Schutz ge-
gen eine Insolvenzanfechtung bietet, die im
Ergebnis zur Folge hätte, dass er den gekauf-
ten Grundbesitz letztlich nicht erwirbt und
auch den gegebenenfalls bereits gezahlten
Kaufpreis nicht zurückerhält. Aus Sicht ei-
nes liquiditätsschwachen Verkäufers sollten
die Regelungen zur Kaufpreisfälligkeit so
gestaltet werden, dass sie eine frühestmögli-
che Auszahlung des Kaufpreises ermögli-
chen, um den Eintritt der Zahlungsunfähig-
keit zu verhindern. Diese Interessen der
Vertragspartner in den Verhandlungen zu
vertreten und in dem Kaufvertrag zu einem

optimalen Ausgleich zu bringen wird eine
der maßgeblichen Aufgaben der rechtlichen
Berater bei der Begleitung von Notverkäu-
fen von Immobilien sein. 

Juristische Berater rechtzeitig einschalten
Um den Beratern die optimale Betreuung
ihrer Mandanten zu ermöglichen, ist eine
frühe Einbeziehung in den Transaktions-
prozess durch die Vertragsparteien ange-
zeigt. Denn durch eine frühzeitige Abstim-
mung zwischen Käufer und Verkäufer kann
die Erfüllung der Kaufpreisfälligkeitsvoraus-
setzungen erheblich beschleunigt und zum
Teil sogar vor Abschluss des Kaufvertrags
erreicht werden. Dies gilt insbesondere für
eine gegebenenfalls erforderliche Kartell-
freigabe. Zwar wird eine reine Immobilien-
transaktion regelmäßig nicht an der fehlen-
den Kartellfreigabe scheitern, jedoch ist
trotz einer bereits im Vorhinein erkennba-
ren geringen Marktauswirkung die Kartell-
anmeldung nicht ohne weiteres entbehrlich,
da die relevanten Vorschriften des Kartell-
rechts hinsichtlich der Anmeldepflicht auf
die Umsätze der Vertragsparteien bzw. des
Zielobjekts abstellen. Die Kartellanmel-
dung kann bereits vor Abschluss des Kauf-
vertrags erfolgen, ihre Abfassung bedarf der
engen Abstimmung zwischen den Vertrags-
parteien. 

Grundpfandrechtsgläubiger einbinden
Ebenso hat frühzeitig eine Abstimmung mit
den Grundpfandrechtsgläubigern hinsicht-
lich des verkauften Grundbesitzes zu erfol-
gen, um die Beibringung der Abtretungser-
klärungen bzw. Löschungsbewilligungen

der eingetragenen Grundpfandrechte mög-
lichst kurzfristig nach oder gar zum Zeit-
punkt des Kaufvertragsabschlusses zu er-
möglichen.

Banken hinzuziehen
Auch die den Ankauf finanzierende Bank
ist, soweit möglich, in den Ankaufsprozess
einzubinden, um einen Gleichlauf zwischen
dem Kaufvertrag und der Darlehensdoku-
mentation herzustellen und damit Schwie-
rigkeiten bei der Finanzierung zu vermei-
den. Für den Fall, dass zum Zeitpunkt des
Abschlusses des Kaufvertrags noch keine
Fremdfinanzierung vorliegt, ist durch ent-
sprechende Vertragsgestaltung sicherzustel-
len, dass sowohl eine Abtretung der beste-
henden Grundpfandrechte an die finanzie-
rende Bank als auch deren Löschung und
Neubestellung möglich sind.

Anspruch auf Eigentumsverschaffung
Oberste Priorität für den Käufer hat die Si-
cherung seines Anspruchs auf Eigentums-
verschaffung. Es ist im Rahmen von Grund-
stückskaufverträgen allgemeine Praxis, die
Auszahlung des Kaufpreises nicht mit der
eigentlichen Eigentumsumschreibung, son-
dern vielmehr mit der Eintragung einer Ei-
gentumsvormerkung im Grundbuch zu ver-
knüpfen. Die Vormerkung sichert den Käu-
fer gemäß § 106 InsO bereits insofern ab, als
sein Anspruch auf Eigentumsverschaffung
auch im Fall einer in der Zwischenzeit ein-
getretenen Insolvenz des Verkäufers durch-
setzbar bleibt und nicht etwa vom Insol-

Vertragsgestaltung beim Notverkauf von Immobilien
Chancen in der Wirtschaftskrise

Fortsetzung: nächste Seite �

� Gesetzgebungsspiegel
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erscheinen, denen eine persönliche Teilnahme an
den Hauptversammlungen zu aufwendig ist.
Gleichzeitig müssen börsennotierte Gesellschaften
die hauptversammlungsrelevanten Unterlagen (et-
wa: die Tagesordnung oder Anträge zur Beschluss-
fassung) alsbald nach der Einberufung auf ihrer In-
ternetseite veröffentlichen. (ff)

Hinweis der Redaktion: In einer der nächsten Ausga-
ben werden wir die Folgen des neuen Rechts ausführ-
lich vorstellen.

Rechtsprechungsspiegel

BGH: Schiedsfähigkeit von 
GmbH-Beschlussmängelstreitigkeiten
Beschlussmängelstreitigkeiten im Recht der GmbH
sind auch ohne ausdrückliche gesetzliche Anord-
nung der Wirkung der §§ 248 Abs. 1 Satz 1, 249
Abs. 1 Satz 1 AktG grundsätzlich kraft einer dies
analog im Gesellschaftsvertrag festschreibenden
Schiedsvereinbarung oder einer außerhalb der Sat-
zung unter Mitwirkung aller Gesellschafter und der
Gesellschaft getroffenen Individualabrede
„schiedsfähig“, sofern und so weit das schiedsge-
richtliche Verfahren in einer dem Rechtsschutz
durch staatliche Gerichte gleichwertigen Weise –
d.h. unter Einhaltung eines aus dem Rechtsstaats-
prinzip folgenden Mindeststandards an Mitwir-
kungsrechten und damit an Rechtsschutzgewäh-
rung für alle ihr unterworfenen Gesellschafter –
ausgestaltet ist 

Hinweis der Redaktion: Leitsatz des Gerichts. Die Ent-
scheidung bedeutet eine Kehrtwendung in der Recht-
sprechung seit BGHZ 132, 278 – „Schiedsfähigkeit I“.
Zu dem aktuellen BGH-Urteil (06.04.2009 – II ZR

�

venzverwalter durch Ablehnung der Ver-
tragserfüllung zum Erlöschen gebracht wer-
den kann. Damit wird die Kaufpreisfälligkeit
aber dennoch von einem Tätigwerden des
zuständigen Grundbuchamts abhängig ge-
macht. Vor dem Hintergrund, dass in der
Vergangenheit bereits Amtshaftungsan-
sprüche gegen Bundesländer durch Beteilig-
te eines Grundstückskaufvertrags aufgrund
der Tatsache geltend gemacht wurden, dass
von der Beantragung der Eintragung einer
Vormerkung bis zu ihrer tatsächlichen Ein-
tragung bis zu 20 (!) Monate vergangen
sind, ist dieses Vorgehen aus Verkäufersicht
tunlichst zu vermeiden. Vielmehr sollte der
Verkäufer im Sinne einer zügigen Auszah-
lung des Kaufpreises darauf dringen, dass
dieser bereits mit Abgabe einer Notarbestä-
tigung hinsichtlich der Beantragung der
Eintragung einer Vormerkung fällig und
zahlbar ist. Für den Käufer ist dieses Vorge-
hen im Allgemeinen akzeptabel und bietet
einen § 106 InsO gleichwertigen Schutz,
wenn durch entsprechende Formulierun-
gen im Kaufvertrag sichergestellt ist, dass im
Fall einer Insolvenz des Verkäufers der In-
solvenzverwalter den Antrag auf Eintragung
der Vormerkung nicht zurücknehmen kann.

Vorkaufsrecht der Gemeinde
Große Bedeutung wird im Rahmen von
Notverkäufen – unter dem Gesichtspunkt
der zügigen Auszahlung des Kaufpreises –
der Behandlung des gemeindlichen Vor-
kaufsrechts zukommen. Da der jeweiligen
Gemeinde nach den Vorschriften des Bau-
gesetzbuchs ein Recht zusteht, innerhalb
von zwei Monaten ab Mitteilung des Inhalts
des abgeschlossenen Kaufvertrags als Käu-
fer in den Kaufvertrag einzutreten, verzö-

gert sich die Kaufpreisauszahlung in aller
Regel um den Zeitraum, der bis zur Mittei-
lung der Gemeinde vergeht, dass diese ihr
Vorkaufsrecht nicht ausübt. Für einen liqui-
ditätsschwachen Verkäufer wird es im Ein-
zelfall nicht hinnehmbar sein, diese Ent-
scheidung der Gemeinde abzuwarten, da er
in der Zwischenzeit zahlungsunfähig zu
werden droht. In dieser Situation kann der

Verkäufer dem Käufer anbieten, ihm gegen
vorzeitige Auszahlung des Kaufpreises den
zukünftigen Anspruch auf Kaufpreiszahlung
gegen die Gemeinde zur Sicherheit abzutre-
ten. Den rechtlichen Beratern des Käufers
kommt in diesem Fall die Aufgabe zu zu
prüfen, ob diese Sicherungsabtretung dem
Käufer im Einzelfall einen hinreichenden
Schutz auch und insbesondere im Hinblick
auf eine mögliche Insolvenzanfechtung
durch den Insolvenzverwalter bietet.

Im Überblick: Checkliste für die Praxis
Auf die Vertragsparteien und auch auf deren
rechtliche Berater wird somit im Rahmen
von Notverkäufen eine Reihe neuer Aufga-
ben und Probleme zukommen, die sich je-
denfalls in dieser Schärfe im Rahmen von
„normalen“ Immobilientransaktionen nicht
stellen. Auf Verkäuferseite wird eine Be-
schleunigung des Verkaufsprozesses über
den ohnehin bei Transaktionen herrschen-

den allgemeinen Zeitdruck hinaus im Vor-
dergrund stehen, die auch durch entspre-
chende rechtliche Gestaltung des Kaufver-
trags und insbesondere durch die Fassung
der Kaufpreisfälligkeitsvoraussetzungen er-
reicht werden kann. Aus Käufersicht wird es
darum gehen zu prüfen, inwieweit diesem
Begehren des Verkäufers entsprochen wer-
den kann, ohne sich selbst zusätzlichen
rechtlichen Risiken auszusetzen. Aufgabe
der rechtlichen Berater des Käufers sollte es
in diesem Zusammenhang insbesondere
sein, die Auswirkungen einer möglichen In-
solvenz des Verkäufers auf den Grund-
stückskaufvertrag und seine Durchführung
zu prüfen. �
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255/08) siehe auch den Beitrag von Dürr/Wiggenhorn
in einer der nächsten Ausgaben des Anwalt-Spiegels.

BAG: Anspruch auf rauchfreien 
Arbeitsplatz 
Der Arbeitgeber hat nach § 5 Abs. 1 Satz 2 der Ar-
beitsstättenverordnung (ArbStättV), soweit erfor-
derlich, ein allgemeines oder auf einzelne Bereiche
der Arbeitsstätte beschränktes Rauchverbot zu erlas-
sen (Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19.05. 2009 –
9 AZR 241/08). Nach § 618 Abs. 1 BGB hat der
Dienstberechtigte Räume, Vorrichtungen oder Ge-
rätschaften so einzurichten und zu unterhalten und
Dienstleistungen so zu regeln, dass der Verpflichtete
gegen Gefahr für Leben und Gesundheit so weit ge-
schützt ist, wie die Natur der Dienstleistung es ge-
stattet. § 2 Abs. 1 Nr. 8 des Berliner Nichtraucher-
schutzgesetzes vom 16.11.2007 (NRSG) verbietet
das Tabakrauchen in Gaststätten.

Der Kläger ist als Tischchef am Roulettetisch ei-
nes Spielsaals der Beklagten in Berlin tätig. In dem
Spielsaal besteht ein räumlich nicht abgetrennter
Barbereich, der von einem anderen Unternehmen
betrieben wird. Im ganzen Spielsaal wird geraucht.

Der IX. Senat des BAG hat der auf Zuweisung ei-
nes tabakrauchfreien Arbeitsplatzes gerichteten Kla-
ge im Unterschied zu den Vorinstanzen stattgege-
ben. Der Anspruch des Klägers beruht auf § 618
Abs. 1 BGB i.V.m. § 5 ArbStättV. In dem Spielsaal,
in dem der Kläger tätig ist, wird eine Gaststätte i.S.v.
§ 1 Abs. 1 des Gaststättengesetzes betrieben. Dort
ist es deshalb nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 NRSG verboten
zu rauchen. Dieses Rauchverbot beschränkt die u.a.
von § 5 Abs. 2 ArbStättV geschützte unternehmeri-
sche Entscheidungsfreiheit der Beklagten. Das
Rauchverbot ist nach der Entscheidung des BVerfG
vom 30.07.2008 hinsichtlich der Betreiber soge-
nannter Einraumgaststätten unvereinbar mit Art. 12
Abs. 1 GG und damit verfassungswidrig, jedoch

�

Der Bundesrat hat nunmehr den bereits
vom Bundestag verabschiedeten Gesetz-
entwurf zur Telefonwerbung abgesegnet.
Um endgültig wirksam in Kraft zu treten,
bedarf das neue Gesetz nun lediglich noch
der Verkündung im Bundesgesetzblatt. Mit
Letzterer ist nach Angaben des Bundesjus-
tizministeriums im Laufe des Juni zu rech-
nen. Folge des Gesetzes ist eine abermalige
Verschärfung des unlängst erst – mit Geset-
zesreform von Ende 2008 – nahezu voll-
ständig reformierten „Gesetzes gegen den
unlauteren Wettbewerb“ (UWG, siehe da-
zu auch Hamacher, AnwaltSpiegel
1/2009). Die Verschärfungen haben es für
viele Unternehmen in sich, denn es geht um
die Werbung von Unternehmen mit Tele-
fonanrufen bei Verbrauchern. Bei einem
Fehltritt drohen demnächst, also nach In-
krafttreten des Gesetzes, Bußgelder in emp-
findlicher Höhe. 

Verschärfte UWG-Vorschriften
Der zuletzt vor wenigen Monaten geänderte 
§ 7 Abs. 2 Nr. 2 UWG wird insoweit ver-
schärft, als nunmehr für Werbeanrufe anstatt
einer „konkludenten“ eine „ausdrückliche“
Einwilligung von Verbrauchern eingeholt
werden muss. Damit dies in der Praxis auch
geschieht, befindet sich eine weitere Ver-
schärfung in einem neuen § 20 UWG „Buß-
geldvorschriften“. Dort wird angeordnet, dass
bei Telefonanrufen bei Verbrauchern vorsätz-
liche oder fahrlässige Verstöße gegen § 7 Abs.
2 Nr. 2 UWG zukünftig von der Bundesnetz-
agentur als Ordnungswidrigkeiten geahndet
und mit einem Bußgeld bis zu 50.000 Euro je
Verstoß belegt werden können. 

Für Unternehmen bedeutet das ein
Höchstmaß an Vorsicht, aber auch an
Rechtsunsicherheit, denn auch das „Gesetz
zur Bekämpfung unerlaubter Telefonwer-
bung und zur Verbesserung des Verbrau-
cherschutzes bei besonderen Vertriebsfor-
men“ erläutert nicht weiter, was etwa alles
unter den Begriff der „Werbung“ fällt und

welchen genauen Wortlaut eine „ausdrück-
liche Einwilligung“ im Sinne von § 7 Abs. 2
Nr. 2 UWG haben muss, um vor den kriti-
schen Augen der Rechtsprechung bestehen
zu können. 

Werbung als konturenloser Rechtsbegriff
Beispielsweise ist und bleibt der Begriff der
„Werbung“ auch im neuen § 7 Abs. 2 Nr. 2
UWG konturenlos, zumal hierunter von der
Rechtsprechung nicht nur unmittelbar der
Absatzförderung, sondern auch mittelbar
der Absatzförderung dienende Handlungen
subsumiert werden. Der Begriff der „Wer-
bung“ lässt sich aufgrund seiner mangeln-
den Schärfe auch nicht von dem Begriff der
„geschäftlichen Handlung“ in § 2 Abs. 1 Nr.
1 UWG vernünftig abgrenzen. Wenn aber
die Begriffe „Werbung“ und „geschäftliche
Handlung“ deckungsgleich sind, dürften er-
hebliche Zweifel an der Systematik des § 7
UWG bestehen, da dann die Rechtfertigung
für die in § 7 Abs. 2 UWG enthaltenen „Per-
se“-Verbote, die im Wesentlichen auf dem
dortigen Tatbestandsmerkmal der „Wer-
bung“ beruhen, entfiele. Der Begriff der
„Werbung“ bedarf daher einer dringenden
tatbestandlichen Eingrenzung durch die
Rechtsprechung, damit den betroffenen
Unternehmen schnell klare Vorgaben an die
Hand gegeben werden. Letzteres betrifft
insbesondere auch im Auftrag von Unter-
nehmen durchgeführte Meinungsfor-
schung, bei der es sich in aller Regel weder
um unmittelbare noch um mittelbare Ab-
satzförderung handelt. 

Unerlaubte Telefonwerbung und Verbraucherschutz
Herausforderungen für Direktmarketing und Marktforschung

Fortsetzung: nächste Seite �

In Zeiten der Wählscheibe war Telefonwerbung selten.
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Rechtsunsicherheit in der Praxis
Ebenso wenig eindeutig und klar ist die Ant-
wort auf die Frage, wie eine ausreichende
„ausdrückliche Einwilligung“ in der Praxis
auszusehen habe. Auch hier wäre es wün-
schenswert gewesen, den Unternehmen
konkrete Informationen zu geben. Immer-
hin hatten Bundestag und Bundesrat sich
um die Frage gestritten, inwieweit eine
Textformerfordernis mit in das Gesetz auf-
genommen werden sollte. Die Bundesregie-
rung lehnte diesen Vorschlag des Bundesra-

tes mit der Begründung ab, es sei Unterneh-
men nicht zumutbar, Einwilligungen in
Textform einzuholen, da sich bei einem
Textformerfordernis zusätzlich die Frage
der AGB-rechtlichen Zulässigkeit von Ein-
willigungsklauseln stelle. AGB-rechtlich
stellten nach der Rechtsprechung des IV.
und des XI. Senats des BGH jedenfalls jegli-
che im Rahmen von AGB eingeholten Ein-
willigungen eine unangemessene Benach-
teiligung im Sinne von § 307 BGB dar. Dem
ist zwar in letzter Zeit der VIII. Zivilsenat
des BGH in seiner sogenannten „Payback“-
Entscheidung vorsichtig entgegengetreten.
Gleichwohl besteht hier nach wie vor eine
Rechtsunsicherheit, ob sogenannte „Opt-
in-Klauseln“, also solche, mit denen Ver-
braucher sich ausdrücklich mit Werbeanru-
fen einverstanden erklären, AGB-rechtlich
zulässig sind. Auch wird man die AGB-Pro-

blematik nicht auf den Fall eines Text-
formerfordernisses begrenzen können. Hin-
zu kommt, dass selbst im Fall grundsätz-
licher Zulässigkeit mittels AGB-Klauseln
eingeholter Einwilligungen weitere An-
forderungen erfüllt sein müssen. So müssen
Wortlaut und Umfang der Einwilligung klar
bestimmt und begrenzt sein, was bei soge-
nannten „Generaleinwilligungen“ in jegli-
che Telefonwerbung eines Unternehmens
von vornherein nicht der Fall wäre. �

Rechtsanwalt 
Karl Hamacher, Jonas
Rechtsanwaltsgesellschaft
mbH, Köln

hamacher@jonas-lawyers.com

� Fortsetzung

„Die Rechtsprechung muss 
für Klarheit sorgen.“
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nicht nichtig (Az. 1 BvR 3262/07, 402/08 und
906/08). Der Landesgesetzgeber hat bis 31.12. 2009
eine Neuregelung zu treffen. § 2 Abs. 1 Nr. 8 NRSG
bleibt bis zu einer verfassungsgemäßen Neuregelung
wegen der großen Bedeutung des Schutzes der Be-
völkerung vor den Gefahren des Passivrauchens an-
wendbar. Das Rauchen in Gaststätten ist in Berlin
weiterhin untersagt. (tw)

Hinweis der Redaktion: Pressemitteilung des BAG
vom 19.05.2009.

Rechtsprechungsänderung bei doppelter
Haushaltsführung in Wegverlegungsfällen
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit zwei Urteilen
vom 05.03.2009 (VI R 23/07, VI R 58/06) seine
Rechtsprechung zur doppelten Haushaltsführung
nach Wegverlegung des Familienwohnsitzes vom
Beschäftigungsort geändert. Nach § 9 Abs. 1 Satz 3
Nr. 5 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG)
gehören zu den Werbungskosten auch notwendige
Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer we-
gen einer aus beruflichem Anlass begründeten dop-
pelten Haushaltsführung entstehen. Bisher vernein-
te die Rechtsprechung die berufliche Veranlassung
einer doppelten Haushaltsführung, wenn der Steu-
erpflichtige die Familienwohnung aus privaten
Gründen vom Beschäftigungsort wegverlegt hatte
und dann von einer Zweitwohnung am Beschäfti-
gungsort seiner bisherigen Beschäftigung weiter
nachging. Nach neuer Rechtsprechung des BFH
schließt nun eine solche Wegverlegung des Haupt-
hausstands aus privaten Gründen eine beruflich ver-
anlasste doppelte Haushaltsführung nicht aus. Eine
beruflich begründete doppelte Haushaltsführung
setzt voraus, dass aus beruflicher Veranlassung am
Beschäftigungsort ein zweiter (doppelter) Haushalt
zum Hausstand des Steuerpflichtigen hinzutritt. Be-
ruflich veranlasst ist der Haushalt dann, wenn ihn

�

Überlegungen über ein zukünftiges Spra-
chenrecht in der Arbeitswelt sind bereits in
vollem Gange. Hierbei wird zwischen der
Unternehmenssprache, also der Sprache auf
der Leitungsebene, einerseits und der Be-
triebssprache, also der unternehmensinter-
nen Sprache auf der Arbeitsebene, anderer-
seits differenziert. Bei internationalen Kon-
zernen und international tätigen Unterneh-
men besteht in der Praxis offensichtlich ein
Bedürfnis dafür. Damit sind vielfältige ar-
beitsrechtliche Fragen verbunden. In orga-
nisatorischer Hinsicht verlangt die unter-
nehmens- bzw. konzerninterne Etablierung
einer den Anforderungen der Praxis gerecht
werdenden Sprachkultur besondere Fach-
kenntnisse und Fähigkeiten – ganz beson-
ders die interkulturelle Kompetenz.

Interkulturelle Kompetenz
Eine kompetente interkulturelle Kommuni-
kation in Unternehmen stellt eine wesentli-
che Grundlage für eine gute Unternehmens-
kultur und damit den Erfolg des Unterneh-
mens dar. Diesbezüglich sind in der Unter-
nehmenspolitik bzw. in dem internationa-
len Personalmanagement geeignete Strate-
gien gefordert. Hierbei ist zunächst entspre-
chend den Unternehmenszielen und der
Unternehmenspolitik zu unterscheiden: 
Eine ethnologisch unternehmerische Be-
trachtungsweise versucht, die im Herkunfts-
land des Unternehmens bisher erfolgreiche
Unternehmenspolitik auf die Geschäftsakti-
vitäten im Ausland zu übertragen. Dagegen
berücksichtigt eine polyzentrische Ausrich-
tung in stärkerem Maße die im Gastland üb-
lichen Sichtweisen mit dem Ziel einer mög-

lichst großen Anpassung. In multinationa-
len Unternehmen findet sich häufiger auch
eine geozentrisch orientierte Unterneh-
menspolitik, die eine konzernorientierte
Sichtweise weltweit umzusetzen versucht.
Außerdem ist noch eine regiozentrisch ori-
entierte Unternehmenspolitik zu erwähnen.
Auf der jeweiligen Grundlage sollten die
Grundsätze für eine erfolgreiche Personal-
auswahl und eine interkulturelle Mitarbei-
terführung sowie ein interkulturelles Trai-
ning der Mitarbeiter einschließlich Check-
listen für die interkulturelle Kommunikati-
on entwickelt werden. 

Internationale Kompetenz
Die Sprache spielt hierbei eine zentrale Rol-
le und ist von der Kultur, also der kollektiv
mentalen Programmierung einer Gruppe,
nicht zu trennen. Sie spiegelt Kultur wider.
In der Unternehmenspraxis ist darauf zu
achten, dass auf der verbalen Kommunikati-

onsebene die Sprachstile innerhalb einer
Kultur regional verschieden sein können.
Der Bedeutungsinhalt von Worten kann in
anderen Kulturen unterschiedlich sein. Ein
wesentlicher Faktor ist der explizite Sprach-
gebrauch im Verhältnis zur implizierten
Sprache. Hierin liegt oftmals der Grund für
Missverständnisse. Bei impliziten Botschaf-
ten besteht die Gefahr, dass sie nicht richtig
wahrgenommen werden. Der Einfluss der
nonverbalen Kommunikation ist ebenfalls
nicht zu unterschätzen. Sie stellt nicht selten
die Ursache für eine Kommunikationsstö-
rung dar, da sie die verbale Kommunikation
strukturiert. Nur wenn ein Unternehmen
die Gesamtzusammenhänge und Einzelhei-
ten auf diesem Gebiet erkennt, kann es eine
erfolgreiche Unternehmenskultur aufbau-
en.

Interkulturelles Management
Auf den beiden Ebenen der Unternehmens-
und der Betriebssprache können unter-
schiedliche individuelle Umsetzungen im
Rahmen des interkulturellen Managements
hinsichtlich der Sprache erfolgen, die sich
nach den spezifischen Gegebenheiten in
dem jeweiligen Unternehmen richten. Auf
der Unternehmensebene international ori-
entierter Firmen ist es einleuchtend, dass al-
lein schon aufgrund der Zusammensetzung
der Entscheidungsgremien an unterschied-
lichen internationalen Standorten eine
„neutrale“ gemeinsame Sprache geboten ist.
Im internationalen Wirtschaftsleben wird
dies in der Regel die englische Sprache oder

Unternehmenssprache in internationalen Unternehmen
Grundlagen einer erfolgsorientierten Unternehmenskultur 

Fortsetzung: nächste Seite �

Latein: Lingua franca noch ganz ohne Sprachenrecht.
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die Sprache am Sitz der Muttergesellschaft
sein. 

Während zur Fällung von Entscheidun-
gen auf der Leitungsebene eine einheitliche
Sprache zielführend ist, ist auf der Arbeits-
ebene zu differenzieren. Einzelne Maßnah-
men auf dieser Ebene können in einem be-
stimmten Bereich positiv zu bewerten, in
anderen Bereichen aber wenig sinnvoll oder
überflüssig sein oder sogar die Betriebsab-

läufe hemmen, sie jedenfalls nicht fördern.
So kann es beispielsweise Sinn machen, dass
Ausarbeitungen von grundsätzlicher Bedeu-
tung in Stabsabteilungen, etwa in der zen-
tralen Rechtsabteilung des Mutterhauses ei-
nes internationalen Konzerns, in einer neu-
tralen Sprache verfasst werden. Hingegen
ist eine solche Vorgehensweise bei einfa-
chen Betriebsabläufen des täglichen Ge-
schäfts weder sinnvoll noch notwendig. Vor
dem Hintergrund der unternehmerischen
Ziele sind die innerbetrieblichen Abläufe,
etwa bei Arbeitsplatzbeschreibungen und
Stellenausschreibungen, die arbeitsrechtli-
chen Erfordernisse, beispielsweise bei der
Formulierung von Arbeitsverträgen und bei
der darauf bezogenen Kommunikation (et-
wa: Lohnabrechnungen), Sicherheitsmittei-
lungen und betriebliche Mitteilungen sowie
Vorgänge im Rahmen der Betriebsverfas-
sung zu berücksichtigen. 

Ausblick
Es kann als sicher gelten, dass das Sprachen-
recht in der Zukunft an Bedeutung gewin-
nen wird. Künftig gilt es, die Anforderungen
des interkulturellen Managements auch be-
züglich der Unternehmens- und Betriebs-
sprache im Rahmen des geltenden Arbeits-
rechts erfolgsorientiert umzusetzen. Eine
nicht zu unterschätzende Herausforderung,
die aber bewältigt werden kann. �

Rechtsanwalt 
Klaus Vorpeil, Mainz,
Justiziar der Landesbank
Rheinland-Pfalz, ein Unter-
nehmen der LBBW-Gruppe

vorpeil@vorpeil.de

� Fortsetzung

„Es kann als sicher gelten, 
dass das Sprachenrecht an 

Bedeutung gewinnen wird.“
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der Steuerpflichtige nutzt, um seinen Arbeitsplatz
von dort aus erreichen zu können. Wird ein solcher
beruflich veranlasster Zweithaushalt am Beschäfti-
gungsort eingerichtet, so wird damit auch die dop-
pelte Haushaltsführung selbst aus beruflichem An-
lass begründet. Dies gilt selbst dann, wenn der
Haupthausstand aus privaten Gründen vom Be-
schäftigungsort wegverlegt und dann die bereits
vorhandene oder eine neu eingerichtete Wohnung
am Beschäftigungsort aus beruflichen Gründen als
Zweithaushalt genutzt wird. Denn der (beibehalte-
ne) Haushalt am Beschäftigungsort wird nun aus
beruflichen Motiven unterhalten. In dem vom BFH
entschiedenen Streitfall VI R 58/06 waren der Ehe-
mann in M und seine mit ihm zusammen veranlagte
Ehefrau in A jeweils nichtselbständig tätig. In A war
zunächst auch der Familienwohnsitz der Eheleute,
der nach der Geburt des ersten Kindes unter Aufga-
be der Wohnung in A im November 2000 zunächst
nach M und im August 2001 wieder zurück nach A
verlegt wurde. Der Ehemann wohnte nach dem
Rückumzug in M zunächst im Hotel und mietete ab
September 2002 in M eine Zweitwohnung an. Er
machte Aufwendungen für doppelte Haushaltsfüh-
rung am Beschäftigungsort in M geltend. Auch in
dem weiteren Verfahren VI R 23/07 hatte der ledi-
ge Kläger seinen Hauptwohnsitz vom Arbeitsort
wegverlegt, die bisherige Wohnung am Beschäfti-
gungsort beibehalten und die Aufwendungen dafür
als Kosten einer doppelten Haushaltsführung ange-
setzt. In beiden Fällen lehnten dies die Finanzämter
und auch die Vorinstanzen auf Grundlage der frühe-
ren Rechtsprechung des BFH ab. Der BFH hob die
Vorentscheidungen auf und entschied, dass die Be-
rücksichtigung der Aufwendungen für die doppelte
Haushaltsführung nicht schon deshalb ausscheide,
weil der Hausstand jeweils vom Beschäftigungsort
wegverlegt worden sei; unerheblich sei auch, ob
noch ein enger Zusammenhang zwischen der Weg-
verlegung des Hausstandes vom Beschäftigungsort

�

Wer die Homepages der großen chinesi-
schen privaten und öffentlichen Unterneh-
men betrachtet, findet dort viel über Corpo-
rate Culture, wenig dagegen über Corporate
Governance (vgl. Hawes, Representing
Corporate Culture in China: Official Acade-
mic and Corporate Perspectives, The China
Journal, Nr. 59, Januar 2008, S. 34 ff.). Für
den chinesischen Manager ist die Beach-
tung der selbst gesetzten (Corporate Cul-
ture-)Spielregeln im Umgang mit Mitarbei-
tern und Kunden eine moralische Frage von
großer Bedeutung. Er verliert sein Gesicht,
wenn er bei der Verletzung dieser Spielre-
geln ertappt wird. Eine abstrakte Rechtsver-
letzung wird ihn eher kalt lassen als der be-
rechtigte Vorwurf, gegen die Prinzipien ver-
stoßen zu haben, die seine Firma als Corpo-
rate Culture aufgestellt hat. 

Das sich darin ausdrückende Verhal-
tensmuster unterscheidet sich deutlich vom
europäischen Muster. Ethisch verpflichten-
de Standards jenseits des Zwangs zur Recht-
lichkeit des Verhaltens sind den zivilisierten
Staaten des Westens weitgehend abhanden
gekommen. In manchen, vor allem US-
amerikanischen, Unternehmen vorhandene
Führungsgrundsätze sind ohne vergleichba-
re Wirkung. Die den frühen Kapitalismus
antreibende und in gewissem Maße auch
bändigende calvinistisch geprägte Ethik hat
sich in einer globalisierten Wirtschaft prak-
tisch aufgelöst.

(K)ein Ethikkodex für Rechtsanwälte?
Der Juristenstand ist von dieser Entwick-
lung nicht ausgenommen. Nach § 1  BRAO,
der Magna Charta des Anwaltberufs, ist der

Rechtsanwalt ein unabhängiges Organ der
Rechtspflege. Ein spezifischer Ethikkodex
ist damit aber nicht mehr verbunden. Vier
Beispiele, die auf einen Wandel der Berufs-
ethik in den letzten 30 Jahren hindeuten:

Für Juristen gilt (genauso wie für Jour-
nalisten): Die Tatsachen sind heilig (§ 138
Abs. 1 ZPO); die Wertung ist frei. Der An-
walt hat alle für seinen Mandanten spre-
chenden Aspekte optimal zu präsentieren.
Er stellt sich aber außerhalb der Ordnung,
die ihn als Organ der Rechtspflege ausweist,
wenn er entgegen dem Inhalt von Urkun-
den, die seine Partei ihm vorlegt, den Sach-
verhalt dem Gericht vorträgt oder einen
Zeugen vor der Beweisaufnahme beein-
flusst, zu einer Beweistatsache entgegen sei-
ner Erinnerung auszusagen. Der Erfolg hei-
ligt nicht die Mittel. Es bestehen Zweifel, ob
dieser Grundsatz auch heute noch immer
befolgt wird.

Das erste Wort muss nicht das letzte sein 
Wer (ob als Anwalt oder Hochschullehrer)
für eine Partei ein Gutachten oder einen
Schriftsatz zu einem Streitfall erstattet hat
und bei Gericht unterlegen ist, sollte nicht
nachkarten und unter dem Anschein der
Objektivität und Unbefangenheit das Urteil
kritisieren, sondern seine Vorbefasstheit
mit dem Streitfall offenbaren. Diese Cour-
toisie wird leider immer häufiger missach-
tet. Noch besser wäre es freilich, die Urteils-
kritik anderen zu überlassen. Wer das erste
Wort hatte, muss nicht auch noch das letzte
Wort haben. Für die Vergabe von Urteilsbe-
sprechungen hat immer der Grundsatz ge-
golten, dass zur Urteilsbesprechung nicht

aufgefordert wird, wer zuvor schon mit dem
Fall auf Seiten einer Partei befasst war. Und
wer ein Gutachten veröffentlicht oder einen
gesponserten Aufsatz schreibt, sollte dies in
einer Fußnote vermerken.

Yes, we can: Das ist (nicht) der Auftrag
Wer Nichtjuristen berät, sollte diesen eine
objektive Prognose über den zu erwarten-
den Prozessausgang liefern und keine Chan-
cen an die Wand malen, die aufgrund gefes-
tigter Rechtsprechung nicht begründet
sind. Eine Rechtsschutzversicherung allein
ist kein ausreichender Grund, auf eine kor-
rekte Information über Chancen und Risi-
ken eines Prozesses zu verzichten. Auch bei
unmittelbarer Beratung von Vorständen be-
steht eine solche Verpflichtung. Ein Chefju-
rist, einer der Großen seiner Zunft, hat dies
einmal in die Worte gekleidet: „Ich habe in
meinem Leben meinem Vorstand aus
Rechtsgründen schon mehr Fusionen aus-
geredet, als das Bundeskartellamt je unter-
sagt hat.“ Heute erträgt mancher Vorstand
dagegen immer weniger Widerspruch, son-

Corporate Governance & Co.
Worum geht es?

Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. 
Franz Jürgen Säcker, Berlin

f.j.saecker@fu-berlin.de
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und der (Neu-)Begründung des zweiten Haushalts
am Beschäftigungsort bestehe oder ob doch schon
eine hinreichend lange Frist zwischen der Wegver-
legung der Familienwohnung vom Beschäftigungs-
ort und der Neubegründung des zweiten Haushalts
am Beschäftigungsort verstrichen sei. 

Hinweis der Redaktion: Pressemitteilung des BFH
vom 27.05.2009.

Webspiegel

www.bccg.de
www.boorberg.de
www.dajv.de
www.ebs.de
www.faz-institut.de
www.germanlawpublishers.com
www.steuermelder.de

Literaturspiegel

Venture Capital in Deutschland und Israel 
Dr. Jochen Busch

Junge innovative Unternehmen
sind Träger und Multiplikator für
den volkswirtschaftlichen Innovati-
onsprozess. Der Finanzierung durch
Venture Capital (VC) kommt eine
besondere Rolle zu, sie ist in
Deutschland allerdings schwach

entwickelt. Der Autor, Partner der Kanzlei RP Rich-
ter & Partner, untersucht wirtschaftliche, rechtliche,
steuerliche und sozioökonomische Rahmenbedin-

�

dern erwartet Vollzug seines Willens. Juris-
ten sollen heute alles möglich machen („yes,
we can“), aber keine vorhabenverhindern-
den Bedenken vortragen. 

Nicht alles, was hilfreich ist, ist legal
Es versteht sich nach wie vor von selbst, dass
ein Anwalt oder Firmenjurist die Unterbin-
dung illegaler Praktiken nicht allein dem
Compliance-Beauftragten überlassen darf.
Er darf sich nicht an erkannten Gesetzesver-
stößen oder Ordnungswidrigkeiten aktiv
beteiligen. Es gibt keine „Kavaliersdelikte“,
deren Verletzung im Unternehmensinteres-
se gerechtfertigt sind. Legal ist nicht, was
dem Unternehmensinteresse dient. Gele-
gentlich besteht der Eindruck, als herrsche
in manchem Unternehmen, wenn es um die
Mehrung des Gewinns unter Inkaufnahme
unvertretbar hoher rechtlicher oder ökono-
mischer Risiken geht, die 68er Parole: „Le-
gal, illegal, scheißegal!“. Die Absicherung
des Managements durch D&O-Versiche-
rungen ohne Selbstbehalt, wie sie in der Pra-
xis entgegen der Corporate-Governance-
Kodex-Empfehlung immer noch weitver-
breitet sind, tut ein Übriges, zwingende
rechtliche Schranken in bewegliche Gren-
zen umzudeuten, wo man die Grenzpflöcke
im Unternehmensinteresse immer wieder
versetzen kann. Die Bestellung von Compli-
ance-Beauftragten und nicht zuletzt die bei
Kartell- und Umweltschutzverstößen ver-
hängten drastischen Geldbußen haben dazu
geführt, dass inzwischen wieder ein gewis-
ses Umdenken stattfindet. Auch der Ausbau
des Private Enforcements, wie es von der
EG-Kommission durch den soeben vorge-
legten Entwurf eines „Proposal for a Coun-
cil Directive on rules governing damages

actions for infringements of Articles 81 and
82 of the Treaty“ vorgeschlagen wird, wird
zu einer Umkehr beitragen.

Große Sozietäten: was zu tun ist!
Wenn unter diesen Umständen der Deut-
sche Anwaltsverein (DAV) mehrheitlich
immer noch einen Corporate-Culture-
Code oder einen Ethikcode für Anwälte ab-
lehnt, so sollte das die großen Anwaltssozie-
täten und Law Firms nicht daran hindern,
ihrerseits ihr äußeres, immer ästhetischer
werdendes Corporate Design durch nach
innen wirkende Corporate-Culture-Grund-
sätze zu ergänzen, die als Verpflichtung ge-
genüber den Mandanten verstanden und
diesen auch werbend mitgeteilt werden, da-
mit sich – im Sinne von Schiller – die Anmut
des Corporate Designs mit der Würde der
Corporate Culture ästhetisch und ethisch
verbindet. 

Zum Schluss: Rückblick und Ausblick
Ich schreibe diese Zeilen in Erinnerung an
Gespräche mit großen Anwälten wie Karl-
heinz Quack, Otfried Lieberknecht oder Al-
fred-Carl Gaedertz und an Firmenjuristen
wie Rolf Reuter, Winfried Werner, Dirk
Dirksen und Walter Kolvenbach. Mögen sie
in den Kanzleien und Unternehmen, in de-
nen sie gearbeitet haben, weiterhin als Vor-
bild für Anmut und Würde der Berufsaus-
übung stehen. �
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gungen für VC-Finanzierungen in Deutschland und
vergleicht diese mit Israel. Der israelische VC-Markt
ist in Relation zum nationalen Bruttoinlandsprodukt
weltweit führend. Daraus wird ein theoriegestütztes,
praxisorientiertes Konzept abgeleitet, um die Be-
dingungen für VC in Deutschland zu verbessern.

Verlag: Eul, J 
2008, 1. Auflage
412 Seiten, ISBN 978-3-89936-742-3
Preis 68,00 Euro

The GmbH. A Guide to the German Limi-
ted Liability Company
Dr. Klaus J. Müller, Partner der multidisziplinären
Kanzlei RP Richter & Partner

Das Werk stellt in englischer Sprache
das Recht der GmbH übersichtlich
dar und geht auch auf das für inter-
nationale Konzerne wichtige Um-
wandlungsrecht ein. Inhalt: Grün-
dung der GmbH, Geschäftsführer,
Gesellschafterversammlung, Auf-

sichtsrat, Finanzverfassung, Erwerb und Verlust der
Gesellschafterstellung, Umwandlungen, Konzerne,
Liquidation, GmbH & Co. KG, Englische Ltd. 

Die 2. Auflage berücksichtigt die Reform des
GmbH-Rechts (MoMiG) sowie u.a. die Änderun-
gen durch das Gesetz über elektronische Handelsre-
gister und Genossenschaftsregister sowie das Unter-
nehmensregister (EHUG) und das Zweite Gesetz
zur Änderung des Umwandlungsgesetzes.

Verlag: Beck Juristischer Verlag
2008, 2. Auflage
234 Seiten, ISBN 978-3406569562 
Preis 62,00 Euro

�

Freshfields-Partner engagieren
sich in Fachvereinigungen

Dr. Hans-Joachim Prieß und Dr. Roland M.
Stein, Spezialisten für Vergabe- und Zoll-
recht bzw. Verbrauchsteuerrecht im Berli-
ner Büro der internationalen Anwaltssozie-
tät Freshfields Bruckhaus Deringer, über-
nehmen künftig Vorstandsfunktionen in
den wichtigen Fachvereinigungen „Forum
Vergabe“ und „Forum Contracting“.

Das „Forum Vergabe“ wählte auf seiner
Mitgliederversammlung Mitte Mai 2009 in
Badenweiler den Freshfields-Partner und
Vergaberechtler Dr. Hans-Joachim Prieß in
den Vorstand. Gegründet 1994 unter maß-
geblicher Beteiligung des Bundesverbands
der Deutschen Industrie (BDI) und zweier
Bundesministerien, ist das „Forum Vergabe“
mit über 400 Mitgliedern, darunter neben
zahlreichen Institutionen und Spitzenver-
bänden namhafte Großunternehmen der
deutschen Wirtschaft wie Deutsche Bahn
AG, Hochtief AG und Siemens AG, die
größte Plattform für Informations-, Erfah-
rungs- und Meinungsaustausch im Bereich
öffentlicher Auftragsvergaben. Dem zwölf-
köpfigen, prominent besetzten Vorstand un-
ter Vorsitz des baden-württembergischen
Wirtschaftsministers Ernst Pfister wird Prieß
künftig als einziger Rechtsanwalt angehören.

Das „Forum Contracting“ hat auf seiner
Mitgliederversammlung am 15. Mai 2009 in
Düsseldorf den Freshfields-Anwalt Dr. Ro-
land M. Stein in den dreiköpfigen Vorstand
gewählt. „Forum Contracting“ ist die füh-
rende Fachvereinigung zu Rechts-, Wirt-
schafts- und Steuerthemen des Energie-
Contractings als Instrument zur Finanzie-
rung und Optimierung von Energieerzeu-
gung und Energieeffizienz. Stein berät vor-
wiegend in den Bereichen erneuerbare Ener-

gien und internationaler Handel und ist auf
das Energiesteuerrecht spezialisiert. (tw)

Kagermann und Baums in Corpo-
rate-Governance-Kommission

In Kürze wird Prof. Dr.
Paul Achleitner auf eige-
nen Wunsch aus der 
Regierungskommission
Deutscher Corporate Go-
vernance Kodex ausschei-
den, der er seit Einsetzung
der Kommission im
Herbst 2001 angehörte.
Als neue Mitglieder sollen
Prof. Dr. Henning Kager-
mann (Bild oben) und
Prof. Dr. Dres. h.c. Theo-
dor Baums (Bild unten)

in die Kommission berufen werden. Prof.
Dr. Kagermann war bis Ende Mai 2009 Vor-
standssprecher der SAP AG. Prof. Dr. Dres.
h.c. Baums hat die DekaBank/Helaba-Stif-
tungsprofessur „law and finance“ am Insti-
tute for Law and Finance der Johann Wolf-
gang Goethe-Universität in Frankfurt am
Main inne. Beide sind ausgewiesene Fach-
leute auf dem Gebiet der Corporate Gover-
nance.

„Ich danke – auch im Namen von Klaus-
Peter Müller, dem Vorsitzenden der Regie-
rungskommission Deutscher Corporate
Governance Kodex – Dr. Achleitner für sei-
nen außerordentlichen Einsatz für den
Deutschen Corporate Governance Kodex.
Mit seiner enormen Fachkompetenz, sei-
nem großen Erfahrungsschatz und seiner
allseitigen Anerkennung hat er der deut-
schen Wirtschaft große Dienste geleistet. Er

war von Anfang an Mitglied der Regierungs-
kommission Deutscher Corporate Gover-
nance Kodex und kann daher mit Fug und
Recht als einer der Väter des Kodexes 
bezeichnet werden. Dieses Regelwerk für
gute Unternehmensführung wird von den
börsennotierten Aktiengesellschaften in
Deutschland heute mit hoher Akzeptanz
umgesetzt und ist auch international aner-
kannt. Ich freue mich sehr, dass sich Prof.
Dr. Kagermann und Prof. Dr. Baums bereit
erklärt haben, künftig in der Regierungs-
kommission mitzuarbeiten. Die Kommissi-
on wird dringender denn je benötigt. Gera-
de die letzten Monate haben gezeigt, welche
überragende Bedeutung bestimmte Fragen
der Unternehmensführung für unsere Wirt-
schaft und damit für uns alle haben. Ich
wünsche Prof. Dr. Kagermann und Prof. Dr.
Baums für ihre Tätigkeit viel Glück und Er-
folg“, sagte Zypries.

Die Regierungskommission Deutscher
Corporate Governance Kodex wurde im
September 2001 berufen und hat schon im
Februar 2002 den Deutschen Corporate
Governance Kodex vorgelegt. Die Regie-
rungskommission ist ein erfolgreiches Mo-
dell der Selbstregulierung der Wirtschaft.
Sie wurde zwar von der Bundesjustizminis-
terin eingesetzt, von der auch die einzelnen
Mitglieder berufen werden. Die Kommissi-
on selbst ist in ihren inhaltlichen Entschei-
dungen aber völlig unabhängig. Das hat bis-
lang sehr gut funktioniert und ist dem unbe-
stritten hohen fachlichen Niveau und dem
außerordentlichem Engagement aller Mit-
glieder zu verdanken. Der Corporate Go-
vernance Kodex hat eine hohe Akzeptanz
bei den deutschen börsennotierten Gesell-
schaften. (tw)

Fortsetzung: nächste Seite �
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Seminar bei Osborne Clarke: Kartellrecht
– Risiken und Lösungsansätze
Am 30.06.2009 findet im Kölner Büro von Os-
borne Clarke sowie am 02.07.2009 im Münchener
Büro ein Seminar zum Thema „Kartellrecht – Risi-
ken und Lösungsansätze“ statt. Veranstalter sind
KPMG und Osborne Clarke. 

Das Seminar gibt einen Überblick über wichtige
kartellrechtliche Neuregelungen und Handlungs-
empfehlungen und stellt das Thema „Evidence 
Disclosure Management“ vor. In einer Fallstudie
wird gezeigt, wie relevante Dokumente vollständig,
schnell und unkompliziert aus dem Datenbestand
gefiltert und zur Verfügung gestellt werden können. 

Für Rückfragen steht Rechtsanwalt Dr. Thomas Funke
zur Verfügung: thomas.funke@osborneclarke.com (ff)

Im nächsten AnwaltSpiegel u.a.:

Namensfunktion von Vornamen –
raule.de
Dr. Martin Viefhues, 
Jonas Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Ausländische Investmentanteile 
und Steuerrecht
Mario Leißner und Markus Krismanek, 
King & Spalding LLP

Outsourcing – Neue Tendenzen 
in der Praxis
Dr. Anke Freckmann, 
Osborne Clarke

�

Salans: Quereinsteiger verstärkt
Corporate-Praxis in Berlin

Die deutsche Corporate-Praxis der Kanzlei
Salans verstärkt sich mit einem weiteren
Quereinsteiger. Dr. Peter Mayer steigt zum
15.06.2009 im Berliner Salansbüro als Sozi-
us ein; er kommt von Hammonds.

Peter Mayer ist überwiegend im Ge-
sellschaftsrecht und in der Beratung von
M&A-Transaktionen tätig. Weitere Bera-
tungsgebiete des 39-Jährigen sind das Ka-
pitalmarktrecht und der Bereich Finanzie-
rungen. Eine Branchenspezialisierung
liegt im Energiesektor, wo Peter Mayer
unter anderem die GDF SUEZ Energie
Deutschland AG beraten hat. 2008 war er
zudem im Rahmen eines Secondments in
der Rechtsabteilung des Unternehmens
tätig. 

„Mit Peter Mayer ergänzen wir unsere
etablierte Corporate-Praxis um einen weite-
ren erfahrenen Berater und gewinnen zu-
gleich zusätzliche Branchenexpertise im
Energiebereich“, sagt Andreas Ziegenha-
gen, Managing Partner von Salans in
Deutschland. 

Gesellschaftsrechtliche und Transakti-
onsberatung von Energieversorgern bietet
Salans bereits heute vom Berliner Standort
aus an. Zum Ausbau der Praxis im Bereich
Energie, Umwelt und Planung hatte die
Kanzlei erst im Januar die Expertin für Re-
gulierung und Öffentliches Wirtschaftsrecht
Dr. Ivana Mikešiæ für die Standorte Frank-
furt am Main und Berlin gewonnen. Zu den
gemeinsamen Mandanten zählen das Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, die BTB sowie die
European Investment Bank. (tw)

Beiten Burkhardt: Frankfurt 
startet durch im Immobilien- 
und Steuerrecht

Durch den Zugewinn der
Immobilienrechtlerin Dr.
Nicole Kadel (35) und des
Immobiliensteuerrecht-
lers Dr. Axel Schilder
(40), die beide als Salary-
Partner in das Frankfurter
Büro von Beiten Burk-
hardt gewechselt haben,
und die Einstellung der
Immobilienrechtlerin Dr.
Verena Alof hat sich unter
dem Kanzleidach eine
Wiedervereinigung von

ehemaligen Kollegen vollzogen.
Mit dem Wechsel der vormals bei GSK

Stockmann & Kollegen tätigen Rechtsan-
wälte hat Beiten Burkhardt einen großen
Schritt zum weiteren Ausbau der Immobi-
lienrechtspraxis am Frankfurter Standort
unternommen. 

Schilder, Kadel und Alof sind als erfah-
rene Spezialisten teamerprobt und bilden
eine ideale Ergänzung zum renommierten
Immobilienteam um den Berliner Partner

Volker Mergener. Merge-
ner, der als sehr gut ver-
netzt gilt, war Ende 2007
als Namenspartner der
ehemaligen Berliner So-
zietät Mergener & Partner
zu Beiten Burkhardt ge-

wechselt. Seitdem hat er insbesondere seine
internationale Mandatsstruktur deutlich
ausbauen können. Seine Tätigkeit fokus-
siert sowohl auf die immobilienrechtliche

Transaktionsberatung als auch auf das brei-
te Spektrum des Assetmanagements.

Schilder, der als Rechtsanwalt und Steu-
erberater qualifiziert ist, berät schwerpunkt-
mäßig im Bereich der nationalen wie inter-
nationalen Steuerstrukturierung und -im-
plementierung sowie der laufenden Betreu-
ung von Immobilientransaktionen. Er
wechselte von Paul Hastings zu Beiten
Burkhardt, wo er während der letzten bei-
den Jahre als International Counsel tätig
war. Zuvor arbeitete Schilder in der angese-
henen Frankfurter Steuerpraxis von Allen &
Overy. Vor seinem Wechsel zu Paul Has-
tings war er für zwei Jahre bei GSK tätig, an
deren Frankfurter Standort er mit dem Auf-
bau der steuerlichen Beratungspraxis be-
traut war.

Während dieser Zeit bei GSK entstand
seine enge Zusammenarbeit mit der Immo-
bilienrechtlerin Dr. Nicole Kadel. Kadel, die
auf die immobilienrechtliche Transaktions-
und Bestandsberatung ausländischer und
inländischer Investoren spezialisiert ist, war
insgesamt vier Jahre für GSK tätig und be-
gann ihre anwaltliche Laufbahn bei
Freshfields.

Volker Mergener sieht den Einstieg als
klaren Entwicklungsschritt: „Wir nutzen
die momentane Marktlage, um unsere im-
mobilienrechtliche Praxisgruppe in Frank-
furt am Main durch erfahrene Kollegen mit
entsprechender Expertise und guten Bran-
chenkontakten zu verstärken sowie sie ins-
gesamt neu auszurichten.“ Der Managing
Partner Frank Obermann ergänzt: „Unter
Beachtung der breiten Aufstellung von Bei-
ten Burkhardt bauen wir zurzeit ganz ge-
zielt in einigen Bereichen unsere Kompe-
tenz weiter aus.“ (tw)

� Fortsetzung
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